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3 Der Konzern im Aktienrecht 








Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
I. Gesellschaftsanteil 
1. Kleinerer Nennwert 
Das Stammkapital muss mindestens CHF 20'000.- betrageu1• Das Stammkapi-
tal ist voll zu liberieren2• Das Stammkapital ist aufgeteilt in Stammeinlageu mit 
einem Nermwert vou neu mindestens CHF 100.- (im alteu Recht betrug dieser 
Wert CHF l '000.-). Der Mindestnennwert ist zwingend'. Im Falle einer Sanie-
rung kann der Nermwert unter den Mindestnermwert von CHF 100.- bis auf 
CHF 1 ~herabgesetzt werden'. Wird der Nermwert im Sanierungsfall auf weni-
ger als CHF 100.- festgesetzt, entsteheu Sanierungsstammauteile. Ist selbst der 
Mindestnennwert von CHF 1.- nicht mehr durch Aktiveu gedeckt, muss zwin-
gend eine Kapitalherabsetzung durch Vernichtung von Stammanteilen vorge-
nommen werden5• 
Stammanteile müssen mindestens zum Nennwert ausgegeben werden. Unter-
pari-Emissionen sind nicht zulässig'. Anzahl und Höhe der Stammeinlageu 
müsseu zwingeud in deu Gesellschaftsstatuten festgehalteu sein, nicht aber die 
Nameu der Gesellschafter und ihre Zuorduung zu den jeweiligen Stammeinla-
geu7. Diese Informatiouen sind dem Haudelsregister zu melden und können 
dort eingeseheu werden'. 
2. Mehrzahl von Anteilen 
Nach altem Recht konnte jeder Gesellschafter nur einen Stammauteil besitzeu. 





Art. 773 OR. 
Art. 777c Abs. 1 OR. 
Eine weitergehende Senkung erscheint im Hinblick auf den personenbezogenen Charakter, 
die Angestaltung als Rechtsform für einen beschränkten Kreis von Beteiligten und die feh~ 
lende Kapitalmarktfähigkeit der GmbH nicht sachgerecht. Vgl. Botschaft zur Revision des 
Obligationcnrechts (GmbH-Recht sowie Anpassungen im Akticnw, Genossenschafts-, Han~ 
delsregister~ und Finnenrecht) vom 19. Dezember 2001, BBl 2002, 3148 ff. (zit Botschaft), 
3171. 
Art. 774 Abs. 1 OR. 
Botschaft (FN 3). 3171 i.V.m. 3234. 
Art. 774Abs. 2 OR. 
Art. 776 Ziff. 3 QR.. 
Art. 791 Abs. 1 OR. 
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tern' oder an Dritte mit gleichzeitiger Änderung der Stückelung, führten also 
immer zu Statutenänderungen. Unter neuem Recht wird die Veränderung der 
Besitzverhältnisse erleichtert: Jeder Gesellschafter darf neu mehrere 
Stammanteile besitzen10• Der Nennwert des Stammanteiles muss bei der 
Übertragung nicht verändert werden. Im Gegenzug verlangt das Gesetz in den 
Statuten die Angabe der Anzahl der Stammanteile11 • 
3. Abtretun" der Stammanteile ~ ' 
a) Grundlagen 
Eine Änderung im Bestand der Mitglieder kann nicht nur durch Eintritt und 
Austritt erfolgen, sondern auch durch Gesellschafterwechsel, indem das austre-
tende Mitglied seine Mitgliedschaft auf das neue Mitglied (oder auf eine Per-
son, die schon Mitglied ist) überträgt. 
Die Regeln über die Übertragbarkeit von Mitgliedschaftsanteilen resp. über de-
ren Beschränkbarkeit zeigen deutlich die vom Gesetzgeber gewollten Unter-
schiede zwischen Aktiengesellschaft und GmbH auf: In der personalistischen 
GmbH erlaubt das Gesetz Einschränkungen der Übertragbarkeit, die bei der 
Aktiengesellschaft unzulässig wären. 
b) Übertragungsvertrag und Übertragung zwischen Veräusserer und 
Erwerber 
Die Übertragung eines Gesellschaftsanteils erfolgt durch ein schriftliches V er-
pflichtungsgeschäft mri.schen Veräusserer und Erwerber, gefolgt vom eigent~ 
liehen V erfügungsgeschäft12• Art. 785 Abs. 1 OR verlangt für die Verpflichtnng 
zur Abtretnng und die eigentliche Abtretnng die schriftliche Form. Wurde .nur 
die eigentliche Abtretnng schriftlich festgehalten, nicht aber da~. Verpfüch-
tnn asaeschäft, auf das sich die Abtretnng abstützt, kommt die Ubertragung 






WCDD. beispielsweise in der Zweimann-GmbH der eine Gesellschafter dem anderen die ffiU:fte 
seiner Stammanteile abtritt. 
Art. 772 Abs. 2 OR. 
Art 776 Z:rl'f. 3 OR. 
Art. 785 Abs. 1 OR; Art. 786 f. OR. 
WoHLMANN HERBERT Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung, in: Schweizerisches Pri-
vatrecht, Band 8, Basel 1982, 48; VON STEIGER WERNER, Kommentar zum Schweizerischen 
Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
Dies gilt trotz des explizit im Gesetz festgehaltenen Formerfordernisses zurnin· 
dest dann, wenn sämtliche wesentlichen Elemente des Verpflichtnngsgeschäfts 
im Verfügungsgeschäft schriftlich festgehalten werden. 
c) Zustimmung der Gesellschaft; Aefnahme des neuen Mitgliedes in das 
Anteilbuch 
Gemäss Art. 786 Abs. 1 OR bedarf die Abtretnng von Stammanteilen der Zu· 
stimmung der Gesellschafterversammlung. Dieses Zustimmungserfordernis 
wird als Vinkulierung bezeichnet. 
Formell gelangt der Erwerber des Stammanteils unter Vorlage des schriftlichen 
Abtretnngsvertrags an die Gesellschaft, die seine Gültigkeit prüft und im An· 
schluss mit einem Mehr von mindestens zwei Drittel der vertretenen Stimmen 
und der absoluten Mehrheit des gesamten stimmberechtigten Stannnkapitals14 
darüber entscheidet, ob sie der Übertragung zustimmen will, oder nicht und den 
neuen Gesellschafter im Falle der Zustimmung in das Anteilbuch der GmbH 
einträgt. Für den Entscheid der GmbH, ob sie den neuen Gesellschafter auf-
nehmen will, ist die Gesellschafterversammlung zuständig15• Der Veräusserer 
ist gemäss Art. 806a OR nicht vom Stimmrecht ausgeschlossen und kann an der 
Beschlussfassung mitstimmen16• 
Ist für die Abtretnng von Stammanteilen die Zustimmung der Gesellschafter-
versammlung erforderlich, wird die Abtretnng mit der Zustimmung rechtswirk-
sam" und der Erwerber des Anteils wird Mitglied der GmbH und in das Anteil-
buch aufgenommen. Lehnt die Gesellschaftsversammlung das Gesuch nicht 






Zivilg~setzbuch, Obligationenrecht, Zürich 1965, N 13 zu Art. 791 OR; DU PASQUIER SHEL-
BY/OERTLE MATTilIAS, Kommentar zum schweizerischen Privatrecht, 2. Aufl., Basel 2002, 
Art. 791 NZ. 
Art. SOSb Abs. 1 Ziff. 4 OR Das bedeutet folgendes: (i) Entscheidend sind nicht die abgege-
b~en, ~ond~ die v~tencn Stimmen; (:UJ ungültige Stimmen und Enthaltungen zählen 
WJ.e Nem-Si:unmen; (rn) Jst an der Beschlussfassung betreffend die Zustimmung zur Abtre-
tung bzw. die Anerkennung als Gesellschafter nicht mindestens 50% des Stammkapitals ver-
treten, kann kein gültiger Beschluss zu Stande kommen. 
Art 804 Abs. 2 Ziff. 8 OR. 
Vgl. so auch zum alten Recht WOHLMANN (FN 13), 48 f.; DU PASQUIERJOERTLE (FN 13) 
Art 791N3. ' 
Art. 787 Abs. 1 OR. 
Art. 787 Abs. 2 OR 
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tuncr bzw. der neue Gesellschafter muss im Handelsregister eingetragen wer-
o 
den. 
d) v erweigerung der übertragung durch die Gesel/scheft 
· b · h d R . elun" vor kann die Gesellschafter-Sehen die Statuten keme a we1c en e eg o ' . 19 A h 
annnlun" die Zustimmung ohne Angabe von Gründen verwe_igern. . uc v~~ die Ge:ellschafter - anders als im Aktienrecht - grundsätzlich mcht ver-
s flichtet dem verkaufswilligen Gesellschafter seinen Anteil abzunehmen. 
~ecren Willkür der anderen Gesellschafter schützt allenfalls das Recht auf. Aus-
0 u:fl . htigem Grund'' allerdings nur den V erausse-tritt2o oder auf A ösung aus wie ' 
rer nicht den Erwerber. 
V :rweigern die Gesellschafter die Genehmigung der Übertragung, wird das 
V fli htungsgeschäft unwirksam22 und es muss eine RückabWlcklung statt-~'.i.no:'. Eine Aufteilung zwischen Vermögens- und Mitgliedschaftsrechten 
. . GmbH . ht'' In der praktischen Handhabung steht daher die ~m~~ = · ·· ~·t,di• 
Konsultation der anderen Gesellschafter, jedenfalls de!Jerugen Me ~i e 
. .. b ötigt wird an erster Stelle. Es macht werug Smn, emen 
die Ubertragung en ' . di G ll h ft der Übertragungsvertrag zu vereinbaren, wenn unsicher !St, ob e ese sc a 
Übertragung zustimmt. 
4. Erschwerung und Erleichterung der Vinkulierung 
Die Statuten können das Zustimmungserfordernis bis zum Erforderni.s der. Ein-
stimmigkeit erschweren. Umgekehrt erlaubt das Gesetz auch, auf e_ine emge-
hende Ordnung der Vinkulierung in den Statuten oder gar auf ~s Erford'.""1s 
Z . verzichten" Das Gesetz erlaubt eine abweichende Vinku-der ustnnmung zu · . · · G tz b cblies 
lierungsordnuncr vorzusehen, wobei diese Möglichkeiten un .ese a ~ E -








Art. 786 Abs. 1 und Abs. 2 OR 
Art 786 Abs. 3 OR-
WOHLMANN (FN 13), 49; voNSTEIGER(FN 13), N 18 zu Art 791. 
DUPASQUIERIOERTLE (FN 13), Art 791N3. 
WOELMANN, 49. 
DUPASQUIERIOERTLE (FN 13), Art. 791 N3. 
Art 786 Abs. 2 Ziff. 1 OR-
26 Botschaft (FN 3), 3186. 
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fordenis der Zustimmung, n=t das Gesetz vier weitere Möglichkeiten: Die 
Statuten können Gründe festlegen, welche die Verweigerung der Zustimmung 
rechtfertigen; die Statuten können vorsehen, dass die Zustimmung venveigert 
werden kann, wenn die Gesellschaft dem Veräusserer die Übernahme der 
Stammanteile zum wirklichen Wert anbietet oder die Erfüllung statutarischer 
Nachschuss- oder Nebenleistungspflichten zweifelhaft ist und keine Sicherheit 
geleistet wird; die Statuten können die Abtretung ausschliessen27• 
Als Grunde im Sinne von Art. 786 Abs. 2 Ziff. 2 OR können beispielsweise 
Konkurrentenklauseln, Familienklauseln oder Prozentklauseln oder konkret 
umschriebene Sachverhalte statuiert werden. Diese statutarischen Erschwernis-
se gelten dann aber, wenn die Statuten dies nicht ausnehmen, nicht nur beim 
Eintritt neuer Gesellschafter, sondern auch, wenn Stammanteile unter den Ge-
sellschaftern abgetreten werden und sich dadurch die Macht- und Stimmenver-
hältnisse innerhalb der GmbH ändern, ohne dass neue Gesellschafter dazu-
kommen oder bisherige die Gesellschaft verlassen. 
5. Der Gesellschafterwechsel bei besonderen Erwerbsarten 
Für den Erwerb von Gesellschaftsanteilen durch Erbgang, Erbteilung, eheliches 
Güterrecht oder Zwangsvollstreckung gelten formal andere Regeln: Die Gesell-
schafteranteile gehen ohne Gesellschaftsbeschluss auf den Erwerber über". Der 
Erwerber erwirbt die Stammanteile direkt, zeitlich vor der Anerkennung als 
Gesellschafter. Art. 788 Abs. 1 OR bezweckt, zu verhindern, dass Rechte und 
Pflichten „ herrenlos" werden. Dementsprechend ist die Aufzählung der beson-
deren Erwerbsarten nicht abschliessend, sondern analog auf ähnliche Sachver-
halte anzuwenden". 
Will die Gmellschaftsversammlung dem Erwerber die Anerkennung als Gesell-
schafter verweigern, muss ilun die Gesellschaft die Übernahme der Stamman-
teile zum wirklichen Wert im Zeitpunkt des Anerkennungsgesuches anbieten''· 




Art 786 Abs. 2 OR, 
Art 788 Abs. 1 OR. 
Botschaft (FN 3), 3188. 
Art. 788 Abs. 3 OR. Zum „wirklichen Wcrt' vgl. NOBEL PETER, Bestimmung des wirklichen 
Wertes von Aktien ohne Börsenkurs, Recht 1996, 121 ff„ 123 f. 
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ist auch, nur bestimmte Erwerbsarten, beispielsweis; den erbrechtlichen Er-
werb, von Erfordernis der Anerkennung auszunehm.~ · 
n. Willensbildung in der GmbH, Mitwirkungsrechte der 
Gesellschafter 
1. Gesellschafterversammlung 
ff E ts heide die innerhalb ~iner Gesellschaft gefällt werden müssen, lassen 
ie n c , . . . h "d di d h die Ge-
sich ID zwei Kategorien aufteilen: m wichtige Entsc :1 e, : nur ~c . a 
sellschafter insgesamt gefillt werden können und m wemger wichtioe En:-
scheide, die durch diejenigen Gesellschafter gefällt werden können, welche die 
Geschäfte der Gesellschaft führen. 
Das Prinzip ist in allen Gesellschaftsformen das Gleich~. Unterschiede b~stehen 
jedoch in der Art und Weise, wie die Kompetenzen zwischen den geschäftsfüh-
renden und nicht geschäftsführenden Gesellschaftem abgegrenzt werden. Die 
Umsetzung des Prinzips in konkrete Kompetenzabgrenzungsnormen ist _von 
Gesellschaft zu Gesellschaft verschieden. Bei der Aktiengesells~haft beispiels-
weise ist die Abgrenzung der Kompetenzen zwischen der Müghederversaroro-
lung ( GV) und der Geschäftsführung (VR) eine andere als bei der K?lldctivge-
sellschaft. Bei der Aktiengesellschaft hat der Verwaltungsrat :veitreichende 
Kompetenzen, die in der Kollektivgesellschaft den rocht geschaftsführenden 
Gesellschaftem zustehen. 
Die GmbH orientiert sich an den typischen Bedür:fuissen in kleineren Unter-
ehroen: Wenn die Statuten nichts anderes vorsehen, gilt der Grundsatz der 





Botschaft (FN 3), 3189. 
Art. 809 Abs. 1 OR. 
Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
a) Funktion; Abgrenzung zur Geschäftsführung 
Die Gesellschafterversammlung ist oberstes Organ der Gesellschaft33• Diese 
Formulierung findet sich auch in der entsprechenden Vorschrift des Aktien-
rechts", was zur Frage führt, ob auch im GmbH-Recht wie im Aktienrecht die 
Paritätstheorie" gilt, oder ob die Gesellschafterversarornlung sich - wie man 
aus dem Wortlaut von Art. 804 Abs. 1 OR: „oberstes Organ" eigentlich zu le-
sen glaubt - über ihre gesetzlich vorgesehenen Befugnisse hinaus alle Kompe-
tenzen aneignen kann, die sie will (Omnipotenztheorie). Die Botschaft spricht 
sich für die Paritätstheorie aus: Die Bezeichnung als „ oberstes Organ" ist nicht 
im Sinne einer hierarchischen Überordnung zu verstehen; vielmehr werden da-
mit die der Gesellschafterversammlung zugewiesenen Aufgaben angespro-
chen36. Jedem Organ sind gemäss seiner Funktion spezifische Aufgabenzuge~ 
wiesen, welche ihm nicht entzogen werden können. 
Tatsächlich legt Art. 810 OR die Kompetenzen fest, schränkt diese Regelung in 
Art. 811 OR aber gleich wieder ein: Die Statuten können vorsehen, dass die 
Geschäftsführer der Gesellschafterversammlung bestimmte Entscheide zur Ge-
nehmigung vorlegen müssen bzw. einzelne Fragen zur Genehmigung vorlegen 
können". So ist es zulässig, beispielsweise wichtige Investitionsentscheide, die 
Gewährung von Krediten oder auch die Einleitung von Prozessen einem Ge-
nehmigungsvorbehalt zu unterstellen, was im Aktienrecht nicht möglich ist. Bei 
dieser Ausgangslage ist von einem relativierten Paritätsprinzip auszugehen. 
Gemäss der Botschaft zeitigt die Genehmigung lediglich gesellschaftsintern 
Wirkung". Extern kann der Geschäftsführer handeln, er darf nur nicht. 
Art. 811 Abs. 2 OR stellt sodann fest, dass die Haftung der Geschäftsführer 
trotz einer Genehmigung der Gesellschafterversammlung bestehen bleibt. Die 
Genehmigung schränkt die Haftung der Geschäftsführer nicht ein. Konkret be-
deutet dies was folgt: Unterbreiten die Geschäftsführer der Gesellschafterver-






Art. 804 Abs. 1 OR. 
Art. 698 OR; sowie im Genossenschaftsrecht Art. 879 Abs. 1 OR. 
Zum Begriff: FORSTh:fOSER PETER/MEJERwHAYOZ ARTHUR/NOBEL PETER. Schwcizcriscbcs 
Aktienrecht, Bern 1996, § 20 N 9. 
Botschaft (FN 3), 3204. 
Art. 811 Abs. 1 Ziff. 1 und Ziff. 2 OR. 
Botschaft (FN 3), 3213 f. 
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sammlung dem Antrag zu, bleiben die Geschäftsführer haftbar; unterbreiten die 
Geschäftsführer der Gesellschafterversammlung einen korrekten Antrag und 
lehnt die Gesellschafterversammlung diesen Antrag ab und zwingt dadnrch die 
Geschäftsführer sich widerrechtlich zu verhalten, ist der Geschäftsführer ver-
pflichtet, die Nichtigkeit des entsprechenden Beschlusses gerichtlich feststellen 
zu lassen oder den Beschluss anzufechten. Der gewählte Geschäftsführer hat 
sodann die Möglichkeit, von seinem Amt zurückzutreten. Tnt er es nicht, haftet 
er; das ergibt sich schon,aus der Sorgfalts- und Treuepflicht des Geschäftsfüh-
rers''. Gesellschaftsintem k6=t der Genehmigungsbeschluss einer Entlastung 
gleich40. 
b) Arten; Ordentliche und ausserordentliche Gesellschafterversammlung; 
Universalversammlung 
Die Gesellschafterversammlung kann (und muss) inuner dann stattfinden, wenn 
über ein Thema zu beschliessen ist, das in den Kompetenzbereich der Gesell-
schafterversammlung fällt". Zwingend vorgeschrieben ist ausserdem die jähr-
lich abzuhaltende ordentliche Gesellschafterversammlung. Wie die ordentliche 
GV der Aktiengesellschaft soll sie spätestens innert sechs Monaten nach Ab-
schluss des Geschäftsjahrs stattfinden". Diese Frist kann statntarisch verkürzt, 
aber nicht ausgedehnt werden43 . Die gesetzlich vorgeschriebene Jahresgesell-
schafterversammlung beschliesst zwingend über die Genehmigung der Jahres-
rechnung und über die Wahl der Geschäftsführer, wenn deren Amtszeit 
abgelanfen ist44• Die Statnten können zusätzliche ordentliche Gesellschafterver-
sammlungen vorsehen, was dann sinnvoll sein kann, wenn nicht geschäfts-
führende Gesellschafter vorhanden sind, die dennoch enger in den Entschei-
dungsprozess innerhalb der GmbH eingebunden werden sollen. 
Ausserordentliche Gesellschafterversammlungen erfolgen nicht gestützt auf 








Art. 812 Abs. 1 OR. 
Botschaft (FN 3), 3213 sowie auch eingehend FORSTMOSER PETER, Das neue Recht der 
Schweizer GmbH, Festschrift für Peter Böckli zum 70. Geburtstag, Zürich 2006, 535 ff. (zit 
FORSTMOSER. GmbH), 559 ff. 
HANDSCHINLUKAS, Die GmbH, ein Grundriss, Zürich 1996 (zit HANDSCHIN', GmbH), 66. 
Art. 805 Abs. 2 OR. 
VON STEIGER (FN 13), N 2 zu Art. 809 OR. 
HANDSCHIN, GmbH (FN 41), 66. 
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halb der GmbH ein Entscheid zu treffen ist, für den die Gesellschafterversa=-
lung zuständig ist". 
Die Eigentümer oder Vertreter sämtlicher Sta=anteile können, falls kein Wi-
derspruch erhoben wird, eine Gesellschafterversammlung ohne Einhaltung der 
für die Einberufung vorgeschriebenen Formvorschriften abhalten. Für die Uni-
versalversammlung gelten die Bestimmungen des Aktieirrechts46• 
c) Einberufung der Gesellschafterversammlung 
Die Gesellschafterversammlung wird von den Geschäftsführern, nötigenfalls 
dnrch die Revisionsstelle, einbernfen. Das Einberufungsrecht steht anch den 
Liquidatoren zu". Was die Einberufung, das Einberufungs- und Antragsrecht 
der Gesellschafter, die Verhandlungsgegenstände, die Anträge, die 
Universalversammlung, die vorbereitenden Massnahmen, das Protokoll, die 
Vertretung der Gesellschafter und die unbefugte Teilnahme anbelangt, sind die 
Vorschriften des Aktienrechts entsprechend anwendbar". 
d) Befugnisse und Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
Die Befugnisse der Gesellschafterversammlung entsprechen weitgehend den-
jenigen der Generalversammlung im Aktienrecht. Ihre gesetzlichen Anfgaben 
sind bis anf eine Ansnahme49 nicht an andere Organe der GmbH übertragbar. 
(1) Änderung der Statuten; Änderung des Gesellschaftszwecks 
Statntenändernngen können nnr dnrch . die Gesellschafterversammlung be-
schlossen werden'°. Das gilt nicht nnr für formelle Statntenänderungen, sondern 
auch für die materielle Änderung des Gesellschaftszweckes. Für Geschäfte, 
welche den Gesellschaftszweck materiell ändem'1 ist die Geschäftsführung 








Art. 805 Abs. 2 OR. 
Art. 805 Abs. 5 OR i.V.m. Art. 701 OR. 
Art. 805 Abs. 1 OR. 
Art. 805 Abs. 5 OR 
Art. 804 Abs. 3 OR: Ernennung von Direktoren, Prokuristen und Handlungsbevollmäch-
tigten. 
Art 804 Abs. 2 Ziff. 1 OR 
Z.B. die Aufgabe der Produktion und die Beschränkung auf den reinen Handel. 
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scbriebenen V erfahren, beschlossen werden. Vorbehalten bleibt die Anpassung 
der Statuten anlässlich der Kapitalerhöhung durch die. Geschäftsführer''. 
(2) Bestellung und Abberufang von Geschäftsführern 
Gemäss Art. 804 Abs. 2 Ziff. 2 OR ist die Gesellschafterversammlung zur Be-
stellung und Abberufung der Geschäftsführer zuständig. Dies gilt jedoch nur, 
wenn von der dispositiven gesetzlichen Ordnung der Selbstorganschaft statuta-
risch abgewichen und die Wahl der Geschäftsführer durch die Gesellschafter-
versammlung vorgesehen wird53 . 
(3) Bestellung und Abberufang der Revisionsstelle bzw. des Konzernprüfers 
Die Gesellschafterversammlung ist für die Bestellung und Abberufung der Re-
visionsstelle zuständig". Die Bestellung und Abberufung der Konzernprüfer 
liegt in der Kompetenz der Gesellschafterversammlung der Muttergesellschaft. 
(4) Genehmigung des Jahresberichts und der Konzemrechnung 
Im Jahresbericht äussert sich die Geschäftsführung über den Geschäftsverlauf 
des vergangenen Jahres sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Ge-
sellschaft. Gemäss Art. 804 Abs. 2 Ziff. 4 OR genehmigt die Gesellschafterver-
sammlung den durch die Geschäftsführung erstellten Jahresbericht und gegebe-
nenfalls die Konzernrechnung. 
(5) Genehmigung der Jahresrechnung; Beschlussfassung über die Ven;>en-
dung des Bilanzgewinnes 
Die Genehmigung der Jahresrechnung und der Beschluss über die Verwendung 
des Bilanzgewinnes, insbesondere die Festsetzung der Dividende sowie gege-
benenfalls der Tantiemen, sind obligatorische Traktanden der ordentlichen Ge-
sellschafterversammlung". Diese kann unabhängig von den Anträgen der Ge-
schäftsführer im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften über die Verwendung 





Arl 781 Abs. 5 Ziff. 5 OR i.V.m. Art. 652g OR. 
Art. 809 Abs. 1 OR. 
Art. 804 Abs. 2 Ziff. 3 OR. 
Art. 804 Abs. 2 Ziff. 5 OR. 
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(6) Festsetzung der Entschädigung der Geschäftsführer 
Die Entschädigung der Geschäftsführer wird durch die Gesellschafterversannn-
lung festgelegt". Diese Bestimmung gewährleistet transparente Verhältnisse 
und beabsichtigt, Interessenkonflikte zu vermeiden. 
(7) . Entlastung 
Gemäss Art. 804 Abs. 2 Ziff. 7 OR liegt es in der Kompetenz der Gesellschaf-
terversammlung, die Geschäftsführer zu entlasten. Mit dero Beschluss über die 
Jahresrechnung erfolgt auch der Beschluss über die Entlastung der Geschäfts-
führer (Decharge). Der Beschluss kann sich anf die Geschäftsführung als Gan-
zes oder· anf einzelne Personen beziehen. 
Beim Beschluss über die Entlastung haben Personen, die in irgendeiner Weise 
an der Geschäftsführung tei!geno=en haben, kein Stimmrecht". Der Aus-
schluss vom Stimmrecht gilt auch für die Beteiligung, die der geschäftsführen-
de Gesellschafter vertritt''. Der betroffene Geschäftsführer darf sich jedoch äus-
sern und Anträge stellen". 
(8) Zustimmung zur Abtretung von Stammanteilen 
Die Gesellschafterversammlung entscheidet über die Zustimmung zur Abtre-
tung von Sta=antei!en sowie über die Anerkennung des Erwerbers als 
sli=berechtigten Gesellschafter'°. 
(9) Zustimmung zur Bestellung eines f1"andrechts an Stammanteilen 
Sehen die Statuten vor, dass die Bestellung eines Pfandrechts an den Sta=an-
teilen der Zusli=ung der Gesellschaft bedarf, ist hierfür die Gesellschafter-







Art. 804 Abs. 2 Ziff. 6 OR. 
Art. 806a Abs. l OR. 
BGB 128 Jll 142 ff'. 
FORS'Th:!OSER PETER, Die aktienrcchtliche Vera.ntwortlicbkcit, 2. Aufl„ Zürich 1987 (zit 
FORSTMOSER, V eranhvortlicbkeit), N 434. 
Vgl. dazu oben, Ziff. 1.3. 
Art. 804 Abs. 2 Ziff. 9 OR. 
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Ausübung starutarischer Vorhand-, Vorkaufs- oder Kaufsrechte 
Ist die Gesellschaft Berechtigte statutarischer Vorhand-, Vorkaufs- oder Kaufs-
rechte, entscheidet die Gesellschafterversammlung über deren Ansübung62• 
(11) Erwerb eigener Stammanteile 
Die Geschäftsführer bedürfen für den Erwerb eigener Stammanteile einer Er-
mächtigung durch die Ges.ellschafterversammlung63• Werden eigene Stamman-
teile ohne entsprechende Ermächtigung .erworben, kann die Gesellschafterver-
sammlung nachträglich ihre. Genehmigung erteilen. Gemäss Art. 783 Abs. 2 
OR können bis zu 35% des Stammkapitals als eigene Stammanteile erworben 
werden. Da dies zu einer wesentlichen Verschiebung der Beherrschungsver-
häl1nisse führen kann, bedarf die Geschäftsführung für den Erwerb eigener 
Stammanteile einer Ermächtigung. Erteilt die Gesellschafterversammlung eine 
Ermächtigung, ist darin sachnotwendigerweise auch die Zustimmung zur Ab-
tretung der Stammanteile an die Gesellschaft eingeschlossen". 
(12) Regelung von Nebenleistungspflichten 
Die nähere Regelung von Nebenleistungspflichten obliegt der Gesellschafter-
versammlung65. Erfolgt die nähere Regelung im Rahmen eines Reglements66, 
bedarf auch dieses der Genehmigung durch die Gesellschafter\iersammlung. Zu 
beachten ist, dass Nebenleistungspflichten nur zulässig sind, soweit sie dem 
Zweck der Gesellschaft, der Erhaltung ihrer Selbständigkeit oder der Wahrnng 
der Znsammensetzung der Gesellschafter dienen, wobei die nachträgliche Ein-
führung oder Erweiterung stets der Znstinnnung aller betroffenen Gesellschaf-
ter bedarf67 • 
(13) Zustimmung zu konkurrenzierenden Tätigkeiten 
Gemäss Art. 803 Abs. 3 OR sowie Art. 812 Abs. 2 OR bedürfen Geschäftsfüh-
rer für Tätigkeiten, die gegen die Treuepflicht oder ein allflilliges Konkurrenz-
verbot verstossen, grundsätzlich der Zustinnnung aller übrigen Gesellschafter. 
62 Art. 804 Abs. 2 Ziff. 10 OR. 
63 Art. 804 Abs. 2 Ziff. 11 OR. 
64 Botschaft (FN 3), 3206. 
65 Art. 804 Abs. 2 Ziff. 12 OR. 
66 Art. 796 Abs. 3 OR. 
67 Botschaft (FN 3), 3161. 
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Falls die Statuten dies vorsehen, kann die Gesellschafterversammlung zur Ertei-
lung der Zustimmung für zuständig erklärt werden". 
(14) Antrag auf Ausschluss eines Gesellschafters 
Die Gesellschaft kann beim Gericht auf Ausschlnss eines Gesellschafters kla-
gen, wenn dafür ein wichtiger Grund vorliegt. Ob eine Klage auf Ausschluss 
emgere1cht werden soll, entscheidet die Gesellschafterversammlung69. 
(15) Ausschluss eines Gesellschafters 
Sehen die Statuten besondere Ausschlnssgründe vor, entscheidet die Gesell-
schafterversammlung mit qualifizierter Mehrheit über den Ausschluss'°. 
(16) Auflösung der Gesellschaft 
Die Gesellschafterversammlung kann mit qualifizierter Mehrheit die Auflösuna 
beschliessen". Der Beschluss ist öffentlich zu beurkunden". Vorbehalten bleib~ 
die Auflösung durch den Entscheid einer Behörde oder des Richters 73• 
(17) Genehmigung von Geschäften der Geschäftsführung 
Ge~s Art. 811 OR können die Statuten vorsehen, dass die Geschäftsführer 
bestimmte Entscheide der Gesellschafterversammlung zur Genehrniguna vorle-
g~ müssen. Sehen die Statuten ein Genehmigungserfordernis vor, be~det 
dies die Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung74• 
(18) Weitere Befagnisse 
Gemäss Art. 805 Abs. 2 Ziff. 18 OR ist die Gesellschafterversammlung für alle 
weiteren Fragen zuständig, die ihr vom Gesetz oder von den Statuten vorbehal-
ten werden. Die Aufzählung der Kompetenzen in Art. 804 OR ist dementspre-









Art. 804 Abs. 2 Ziff. 13 OR. 
Art. 804 Abs. 2 Ziff. 14 OR.. 
Art. 804 Abs. 2 Ziff. 15 OR i.V.m. Art. 823 Abs. 1 und Abs. 2 OR.. 
Art. 804 Abs. 2 Ziff. 16 OR. 
Art. 821 Abs. 2 OR. 
Art. 731b ORi.V.m. Art. 819 OR bzw. Art. 821 OR. 
Art. 804.Abs. 2 Ziff. 17 OR. 
Botschaft (FN 3), 3206. 
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e) Die Durchführung der Gesellschafterversammlung 
Wenn die Statuten die Art der Durchführung der Gesellschafterversammlung 
nicht regeln, konstituiert sich die Gesellschafterversammlung selbst" und wählt 
den Vorsitzenden, den Sekretär und die Stimmenzähler. Als Sekretär und 
Stimmenzähler, nicht aber als Vorsitzender77, sind auch Dritte wählbar, die 
nicht Gesellschafter sind78 • Geleitet wird die Versammlung durch den Vorsit-
zenden. 
Die Gesellschafter sind befugt, sich anlässlich der Gesellschafterversammlung 
zu den traktandierten Themen zu äussem. Ein Gesellschafter ist grundsätzlich 
selbst dann befugt, sich zu einem Traktandum zu äussern, wenn er selber vom 
Stimmrecht ausgeschlossen ist79. 
2. Die Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung 
a) Stimmrecht 
Das Stimmrecht der Gesellschafter ist wie im Aktienrecht grundsätzlich kapi-
talbezogen ausgestaltet. Nach der dispositiven Regel von Art. 806 OR bemisst 
es sich nach dem Nennwert der Stammanteile. In der partnerschaftlich struktu-
rierten GmbH mag die gesetzliche Regel unpassend sein. Die Gesellschaft ist 
frei vom Grundsatz „soviel Kapital, - soviel Recht" abzuweichen. Die Statuten 
können die Stimmenmacht kapitahnässig schwacher Mitglieder stärken oder die 
Stimmenmacht kapitalmässig starker Gesellschafter beschränken. 
Beispielsweise ist es möglich, einzelne Stammanteile mit unterschiedlicher 
Stimmkraft auszugestalten oder eine Staffelung des Stimmrechts vorzusehen. 
Bei der Gestaltung des Stimmrechts ist allerdings zu beachten, dass das Stimm-
recht neu mit dem Stannnanteil verbunden ist, was beispielsweise ein statuta-
risches Kopfstimmrecht ausschliesst. Gemäss Art. 806 Abs. 2 OR können 
Stammanteile mit unterschiedlichen Nennwerten ausgegeben werden, wobei die 






DUBs DIETERJ'TRUFFER ROLA!\1D, Kommentar zum schweizerischen Privatrecht, 2. Aufl., 
Basel 2002, Art. 809 N 33. 
WOHLMANN (FN 13), 101; llANDSCHIN, GmbH (FN 41), 76. 
Art. 812 OR; DUBSf!"RUFFER (FN 76), Art 809 N 33; llANDSCHIN, GmbH (FN 41), 76. 
Vgl. so auch zum Aktienrecht FORSTh10SERi11EIER.~HAYOZ/NöBEL, Aktienrecht (FN 35), 
§23N 105. 
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auf jeden Stannnanteil eine Stimme entfüllt. Die Stannnanteile mit einem tiefe-
ren Nennwert werden dadurch in ihrer Stinnnkraft privilegiert. Um eine cränzli-
che Loslösung der Mitwirkungsrechte von der Beteiligung am Risikokapital 
auszusch11essen, sieht das Gesetz vor, dass unterschiedliche Nennwerte wie im 
Aktienrecht'' das Verhältnis eins zu zehn nicht überschreiten dürfen. 
b) Nichtanwendbarkeit der Bemessung des Stimmrechts nach der Zahl der 
Stammanteile 
Gemäss Art. 806 Abs. 3 Ziff. 3 OR ist die Bemessung des Stimmrechts nach 
der Zahl der Stannnanteile nicht anwendbar für die Beschlussfassuncr über die 
Anhebung einer Verantwortlichkeitsklage, die Wahl der Revisionsstelle und die 
Ernennung von Sachverständigen zur Prüfuncr der Geschäfts" führuncr 
o o· 
c) Stimmbindungsvereinbarung 
D':" Gesetz belässt den Gesellschaftern bei der statutarischen Ausgestaltung des 
Stunmrechts grosse Freiheiten. Insbesondere gilt es zu beachten, dass das Recht 
der GmbH gemäss Art. 796 OR die Möglichkeit bietet, statutarisch Nebenleis-
tungspflichten zu begründen. Nebenleistungspflichten müssen dem Zweck der 
Gesellschaft, der Erhaltung ihrer Selbständigkeit oder der Wahrung der Zu-
sammensetzung des Gesellschafterkreises dienen81 • In diesem Ralnnen kann 
Jedes ~ Dulden oder Unterlassen Gegenstand von Nebenleistungspflichten 
sem und lDSbesondere auch die Ausübung des Stimmrechts betreffen. 
d) Ausschluss vom Stimmrecht/Stimmrechtsbeschränkung 
Der Ausschluss vom Stimmrecht ist nur in wenigen Ausnahmen vorgesehen: 
Der Geschäftsführer ist bei der Abstimmung über seine Entlastuncr vom Stimm-
recht ausgeschlossen". Ebenfalls vom Stimmrecht ausgeschloss; sind die ei-
genen Stammanteile der Gesellschaft''. 
Gemäss Art. 806a OR bleiben Personen, die an der Geschäftsführung teilge-
no=en haben, bei der Entlastung der Geschäftsführer vom Stimmrecht auscre-





Art. 693 Abs. 2 OR. 
Botschaft (FN 3), 3161; vgl. dazu oben Ziff. II.l.d)12). 
Art. 806a Abs. 1 OR. 
Art. 806a Abs. 2 OR; Art. 783 Abs. 4 OR i.V.m. Art. 659a OR. 
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. s·---anteile durch die Gesellschaft kein Stimmrecht zu und die be-
~= - r~l tr~ffenen Personen sind bei Beschlüssen über die Zustimmung zu au S ~1 en, 
die gecren die Treuepflicht oder ein Konkurrenzverbot verstossen, vom r tmi.:n-
recht :us&eschlosseu. Die Statuten könneu weitere Fälle von Interessenkonflik-
ten bezei~hnen die zum Ruhen des Stimmrechts führen". Zu denken. ist etwa 
an den Beschl~ss über die Geltendmachung von Ansprüchen gegen e~enb:­
sellschafter oder an Beschlüsse über die Frage des Ausschlusses und die A -
dung eines Gesellschafters. , 
. ~--'~" k , ___ in den Statuten beschränkt werden. Die Statuten ~s~~== 00- rn· 
k . di S"-'--enzahl der Besitzer mehreren. Aktien beschränken. emer önnen e c=u . MaxiJllalzahl 
Höchststimmenklausel legen die Gesellschafter eme prozentuale . l 
. b "-'--t Anzahl Stimmen fest, welche ein Gesellschafter maxuna 
oder eme es=e . · G ll h ft 
an der Gesellschafterversamm1ung ausüben k=. Besitzt. em ese .sc a er 
eine diese Grenze überschreitende Beteiligung, ruht das Stimmrecht dieser die 
'l 85 Limite übersteigenden Si=nantei e · 
e) Stellvertretung 
Die Stellvertretung bei der StimIJJabgabe in der Gesellschafterversammlung ist 
wie bei der Aktiengesellschaft zulässigs6' kann aber statutans~h ausgeschlossen 
oder eillgescbränkt werden37• 
f) Nutzniessung 
il t ht das Stimmrecht und die da-Irn Falle der Nutzniessung an Stammante en s e . 
mit verbundenen Rechte dem Nutzniesser zu''. Die Regelung .entspncht 
Art 755 Abs. 2 ZGB. Es ist zu beachteu, dass der Nutzniesser dem Eigentümer 
der. Stammanteile ersatzpflichtig wird, wenn er bei der Ausübung sem'."' Re,~hte 








HM'DSCHJN, GmbH (FN 4i), 78. . . 
Zum Aktienrecht vgl. BöCKLI PETER. ~chweizer Aktienrecht, 3. Aufl., Zürich 2004 (zit. 
BÖCKLI, Aktienrecht), § 12 N 431 ff. sOWle N 467 ff. 
VON STEIGER (FN 13); PETER, N 12 zu Art. 809 OR. 
DUBS!l'RW'FER(FN 76), Art. 808 N 30; WOHLMANN (FN 13), 101. 
Art. 806b OR. 
Botschaft (FN 3), 3208. Zur Bestellung einer Nutz:ni.essung vgl. Art. 789a OR. 
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g) Vetorecht 
Die Statuten können den Gesellschaftern gegen bestimmte Beschlüsse der Ge-
sellschafterversammlung ein Vetorecht einräumeu'°. Das Vetorecht k= allen 
oder einzelnen Gesellschaftern eingeräumt werdeu und betrifft bestimmte Be-
schlüsse der Gesellschafterversammlung''. Die erfassten Beschlüsse sind in den 
Statuten klar zu umschreiben. Kein Vetorecht besteht gegenüber den Entschei-
den der Geschäftsführer. Da die Statuten aber bestimmte Entscheide der Ge-
schäftsführer der Genehmigung der Gesellschafterversammlung unterstellen 
können, lässt sich in einem gewissen Rahmen dennoch indirekt ein Vetorecht 
gegen Entscheide der Geschäftsführer realisieren92• Das Vetorecht birgt die Ge-
falrr, dass die Gesellschaft blockiert wird. 
Die nachträgliche Einführung eines Vetorechts bedarf der Zustimmung sämtli-
cher Gesellschafter". Die Zustimmung durch sämtliche Gesellschafter ist erfor-
derlich, weil die Willeusbildung der Gesellschafter durch das Vetorecht erheb-
lich verändert wird. 
Statutarische Vetorechte können nicht übertrageu werden94• Vetorechte sind 
persönliche Rechte. Sie sind nicht mit dem Stammanteil verbunden nnd erlö-
scheu mit dem Ausscheiden oder dem Tod des berechtigten Gesellschafters. 
Wenn dem Rechtsnachfolger ebenfalls ein Vetorecht eingeräumt werden soll, 
bedarf dies wiederum der Zustimmung sämtlicher Gesellschafter. Der juristi-
schen Person k= das Vetorecht zeitlich unbegrenzt eingeräumt werden". 
Zu beachteu ist, dass Personen, die über ein Vetorecht ver:fügeu, unter Umstän-
den einen erheblichen Einfluss auf die Geschäftsführung erlangen und sich da-
mit als faktisches Organ der Gesellschaft qualifizieren können. Führt das Veto-
recht dazu, dass der Berechtigte faktisch eine Stellung inne hat, die derjenigen 








Art. 807 OR. 
Botschaft (FN 3), 3209; Beachte: Die Einschränkung erfolgte im Nationalrat, vgl. Amtl. Bull. 
NR2005N!Ol. 
Art. 811 Abs. 1 Ziff. 1 OR i.V.m. Art: 807 OR; Botschaft (FN 3), 3209. 
Art 807 Abs. 2 OR. 
Art. 807 Abs. 3 OR. 
Botschaft (FN 3), 3209. 
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h) Beschlussfassung; Quoren 
Die Position des einzelnen Gesellschafters kann dadurch gestärkt werden, in-
dem die Beschlussfassun rr anlässlich der Gesellschafterversammlung nnttels 
Quorum erschwert oder e~leichtert wird. Das Recht der GmbH zeichnet sich 
durch eine grosse Gestaltungsfreiheit aus: Gemäss Art. 808 OR werden Gesell-
schafterbeschlüsse mangels abweichender gesetzlicher oder statutanscher Vor-
schriften mit der absoluten Mehrheit der vertretenen" Stinnnen gefasst. Das 
Gesetz lässt damit ausdrücklich statutarische Abweichungen zu. Mehr noch, für 
bestinnnte Beschlüsse sieht das Recht der GmbH selbst teils dispositi~, teils 
einseitirr zwinrrend qualifizierte Quoren vor. In letzterem Fall kann die Be-
schlussfassung0 statutarisch lediglich zusätzlich erschwert, nicht aber erleichtert 
werden. Im Rahmen des dispositiven Rechts hingegen können die Statuten die 
gesetzlichen Quoren sowohl erleichtern, als auch verschärfen97 . 
aa) Gesetzliche Quoren 
Gemäss Art. 808b OR ist ein Beschluss der Gesellschafterversammlung: der 
mindestens zwei Drittel der vertretenen Stinnnen und die absolute Mehrheit des 
rresamten stinnnberechtigten Stammkapitals auf sich vereinigt, erforderlich für 
ilie Änderung des Gesellschaftszwecks; die Einführung von stinnnrec:_htsprivi-
legierten Stannnanteilen; die Erschwerung oder die Erleichterung der Ubertrag-
barkeit der Stannnanteile; die Zustinnnung zur Abtretung von Stannnanteilen; 
die Erhöhung des Stammkapitals; die Einschränkung des Bezugsrechts; die Zu-
stinnnung zu Tätigkeiten, die gegen die Treuepflicht oder .das Konkurrenzver~ 
bot verstossen; den Antrag an das Gericht auf Ausschluss emes Gesellschafters, 
die Verlegung des Sitzes der Gesellschaft; die Auflösung der Gesellschaft. ~as 
rresetzliche Quorum bedeutet folgendes: Ist an der Beschlussfassung mcht nnn-





Beachte: Anders als im alten Recht sind triebt die abßegeben~ son~em die vertreten~ 
Stimmen entscheidend. Enthaltungen und ungill.tigc Stuomen wirken 1Dl neuen Recht wie 
Nein-Stimmen. 
TRUNIGER CHRJ.STOF, Die partnerschaftliche Ausgestaltung kapitalbezogener Gesellschafts-
formen. Diss. Zürich 1999, 90 f. 
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bb) Statutarische Quoren 
Die Statuten können im Rahmen des sachlich vertretbaren Präsenzquoren vor-
sehen. Zu beachten ist jedoch, dass Präsenzquoren die Gefahr der Beschlussun-
fähigkeit mit sich bringen. Dieser Gefahr kann begegnet werden, indem für den 
Fall der Nichterreichung des Präsenzquorums, die Durchführung einer zweiten 
Gesellschafterversammlung mit einem reduzierten Präsenzquorum vorgesehen 
wird. Neben Präsenzquoren können sodann Beschlussquoren eingeführt wer-
den, welche nicht nur Mindestvoraussetzungen an die Präsenz, sondern auch für 
das Zustandeko=en eines Beschlusses definieren". 
Die Statutenbestinnnungen, die für die Fassung bestinnnter Beschlüsse grössere 
Mehrheiten als die vom Gesetz vorgeschriebenen festlegen, können nur mit 
dem dafür vorgesehenen Mehr eingeführt werden". Damit soll verhindert wer-
den, dass statutarische Mehrheiten festgeschrieben werden, die sich später nicht 
erreichen lassen. 
i) Urabstimmung 
Gemäss Art. 805 Abs. 4 OR können Beschlüsse der Gesellschafterversannn-
lung auch schriftlich, das heisst auf dem Zirkularweg, gefasst werden, sofern 
nicht ein Gesellschafter die mündliche Beratung verlangt. Die Gesellschafter-
versammlung kann damit wie die Genossenschaft im Rahmen der Urabstim-
mung durch schriftliche Stinnnabgabe per Post Beschlüsse fassen. Im Aktien-
recht hingegen sind auf dem Korrespondenzweg gefasste Generalversannn-
lungsbeschlüsse nicht möglich100. Die Zulassung der Urabstinnnung bei der 
GmbH ist nicht ganz unbedenklich, weil gerade in der personalistisch struktu-
rierten GmbH die Gesellschafter die Möglichkeit haben sollten, nicht nur ihre 
Stinnne abzugeben, sondern auch beratend an der Beschlussfassung mitzuwir-
ken101. Dieses Recht wird den Gesellschaftern mit der Urabstinnnung genom-
men bzw. eingeschränkt, wobei allerdings zu beachten ist, dass jeder Gesell-
schafter die mündliche Beratung verlangen kann, wenn die Urabstinnnung nicht 





Zum Aktienrecht vgl. hierzu eingehend BöCKLI, Aktienrecht (FN 85), § 12 N 348 ff. 
Art. 808b Abs. 2 OR. 
BGE 67 I 342 ff. 
DUBSITRUFFER (FN 76), Art. 808 N 19; VON STEIGER (FN 13), N 3S zu Art. 777 OR. 
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Eine Einladung zur Urabstimmung ist im Gegensatz zur Gesellschafterver-
sammlung nicht erforderlich. Vielmehr werden den Gesellschaftern die Ab-
stimmungsunterlagen unter Beachtung der für die Einladung geltenden Vor-
schriften mit dem Wortlaut aller Anträge und den Erläuterungen dazu, verbun-
den mit der Festsetzung einer Frist für die Stimmabgabe, zugestellt. Beschlüsse 
werden schriftlich unter Beachtung der gleichen Quoren gefällt, wie sie für die 
Gesellschafterversammlung gelten. Berechnet werden diese Quoren, mangels 
abweichender Bestimmung, ausgehend von den abgegebenen oder den einge-
gangenen Stimmen. 
Das Verfahren der Urabstimmung ist detailliert in den Statuten zu regeln, da 
nur wenige dispositive Gesetzesregeln Hilfe bieten. Die Statuten können die 
schriftliche Abstimmung zwingend oder wahlweise, das heisst neben der Be-
schlussfassung in der Versammlung, vorsehen. Auch wenn die Urabstimmung 
zwingend vorgesehen ist, können die Revisionsstelle oder Gesellschafter, die 
10% des Stammkapitals vertreten, die Einberufung einer Gesellschafterver-
sammlung verlangen102. Gültig entscheiden kann diese aber nur, wenn die Vor-
aussetzungen für die Universalversammlung103 erfüllt sind. Sind nicht alle Ge-
sellschafter anwesend, kann dagegen lediglich beraten werden; die entspre-
chenden Entscheide müssen daran anschliessend in einer Urabsti=ung gefällt 
werden104. Ist die schriftliche Beschlussfassung lediglich wahlweise vorgese-
hen, bleibt die Durchführung einer Gesellschafterversammlung jederzeit mög-
lich. 
Die Formvorschriften für Gesellschafterbeschlüsse gelten auch für Urabstim-
mungen; schreibt das Gesetz die öffentllche Beurkundung vor, zum Beispiel bei 
Statutenänderungen10', muss dieses Formerfordernis auch für die Urabstim-
mung eingehalten werden. Es stellt sich die Frage, wie in diesen Fällen vorzu-
gehen ist: Muss trotz der vorgesehenen Urabstimmung in diesen Fällen eine 
Versammlung stattfinden, oder gibt es einen Weg, die Urabstimmung öffentllch 
zu beurkunden? Letzteres wird von Teilen der Lehre106 vertreten, verbunden mit 
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Gesellschafter darüber hinaus die mtlndliche Beratung verlangen. Vgl. Art. 805 Abs. 4 OR. 
Art. 805 Abs. 5 Ziff. 5 ORi.V.m. Art. 701 OR. 
DUBS/TRUFFER (FN 76). Art. 808 N 22; VON STEIGER (FN 13), N 43 zu Art. 777 OR. 
Art. 780 OR. 
JA.t'!GGEN A.IBECKER H„ Koromentar zum schweizerischen Zivilgesetzbuch, Obligationen~ 
recht, Bern 1939, N 18 zu Art. 777 OR; HAf..'DSCHIN, GmbH(FN 41), 83. 
Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
c~en ~d ernpf"-?gen soll107. Mit diesem Vorgehen wird jedoch nicht annähernd 
die gleiche Qualität der Kontrolle erreicht, wie dies in der öffentlich beurkunde-
ten Gesellschafterversammlung der Fall wäre; insbesondere wird mit dieser 
Methode mcht ausgeschlossen, dass Dritte für die Mitrrlieder stinunen1os Unt 
Rh h . . o . er neuem ec t sc emt die Rechtslage klar: Das Gesetz lässt die schriftliche Be-
schlussfassung vorbehaltlos zu, das heisst grundsätzlich auch für Bes hl"" 
di · .. ,,,. t!" h c usse, e eme OJ.J.en 1c e Beurkundung verlangen. 
j) Anfechtung und Nichtigkeit von Gesellschaftsbeschlüssen 
Art. 808c OR verweist für die Frage der Anfechtung von Beschlüssen der Ge-
sellschafterversammlung auf die Vorschriften des Aktienrechts. 
Wie bei der Aktiengesellschaft sind Beschlüsse der Gesellschafterversammluncr 
~fechtbar, ~~unter Verletzung von Gesetz und Statuten109 oder ohne vernünf-
tigen Grund den Gesellschaftern Rechte entziehen bzw em· schränk· d 
lh di · · enoer 
we c e e ~ewmnstrebigkeit der GmbH ohne Zustinnnung aller Gesellschafter 
aufheben. Nicht ohne weiteres auf die GmbH anwendbar ist indessen der An-
fechtungsgrund von Art. 706 Ziff. 3 OR: das Verbot der Ung]eichbehandluna 
von Gesellschaftern, wenn diese Ungleichbehandlung nicht durch den Gesell~ 
schaftszweck begrilndet sind. Bei der GmbH sind aufgrund der personalisti-
scheren Struktur Ungleichbehandlungen - zum Beispiel beim Stimmrecht _ 
durchaus möglich, die in der Aktiengesellschaft unzulässig wären111. 
Anfechtbar sind nur Beschlüsse der Gesellschafterversammluncr nicht aber sol-
che der G häft führ 112 ·· · "" 
. ~.sc . s er · 1!hen die Gesellschafter, wie dispositiv vorgesehen, 
di_e Geschäftsführung gememsam aus und sind die Geschäftsführer identisch 
llllt den Gesellschaftern, kann sich die Frage stellen, ob ein Entscheid, der an-
gefochten werden soll, ein Gesellschafterentscheid oder ein Geschäftsführun 
entsche d · t K · fall gs-
. 1 1s · emes s richtig wäre es, in derartigen Fällen allein auf die Be-
~e1c'.1'1un~ des Entscheids abzustellen - und damit die Frage der Anfechtbarkeit 







DUBS/TRUFFER (FN 76), Art. 808 N 24; JANGGENIBECKER (FN 106), N 18 zu Art. 777 OR. 
A.M. DUBs/TRUFFER (FN 76), Art. 808 N 24. 
Art, 706 Abs. 2 Ziff. 1 OR. 
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DUBS/TRUFFER (FN 76), Art. 808 N 36. 
WOHLMANN (FN 13), 104. 
97 
Lukas Handsclrin 
heitsgesellschafter regehnässig auf deu Weg der V erantwortlicbkeitsklage ver-
wiesen würdeu113 • Viehnehr ist bei der Frage, ob ein Beschluss anfechtbar ist, 
das Thema massgebend, und nicht seine Bezeichnung: Fällt der Entscheid in 
den Kompetenzbereich der Gesellschafterversammlung, ist er gestützt auf 
Art. 808c OR anfechtbar. Ganz besonders ist dies bei Entscheideu zu beachteu, 
die materielle Statutenänderungen darstellen114• 
Die Frist zur Anfechtung beträgt zwei Monate11' ab Versammlungsdatum oder 
- bei Urabstimmungen - dem Tag, an dem das Ergebnis der schriftlichen Ab-
stimmuno- dem betroffenen Gesellschafter bekannt geworden ist116• 
0 
Das Anfechtungsrecht steht in erster Linie den Gesellschaftern zu, wo es auch 
vorwiegend praktische Bedeutung erlangt. In der aktienrechtlichen Vorschrift 
ist als Anfechtungsberechtigter ausdrücklich auch der V erwaltuugsrat genannt, 
der die gegeu seineu Willeu gefällteu Generalversammlungsbeschlüsse anfech-
ten kannm Diese Vorschrift spielt schon bei der Aktieugesellschaft eine gerin-
ge Rolle; bei der GmbH dürfte das noch mehr der Fall sein, sind doch - allein 
schon aufgrund der dispositiven Ordnung der Selbstorganschaft - die Kräfte-
verhältnisse in Geschäftsführung und Gesellschafterversammlung in der Regel 
gleich. Kommt es trotzdem zur Anfechtung durch die Geschäftsführer, hat der 
Richter der GmbH eineu Vertreter zu bestimmen, der diese im Anfechtungs-
prozess vertritt. 
k) Nichtige Entscheide 
Obwohl die Nichtigkeit von Beschlüssen der Gesellschafterversammlung im 
GmbH-Recht im Gegeusatz zum Aktienrecht nicht ausdrücklich erwälmt wird, 
war von jeher anerkannt, dass mit groben Mängeln behaftete Entscheide nichtig 
sein können11'. Formell mangelhafte Gesellschafterentscheide sind bei groben 
Mängeln daher nicht nur anfechtbar, sondern nichtig; so zum Beispiel Ent-
scheide, die unter Verletzung der Einladungs- oder Quorumsvorschriften gefällt 








ID.NDSCHm, GmbH (FN 41), 83. 
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Gesellschaft oder gegen die grundlegenden Kapitalschutzvorschriften119 (z.B. 
der Beschluss über unzulässige Gewinnausschüttungen) verstossen. 
Nichtige Gesellschafterbeschlüsse sind von Anfang an unwirksam. In der ge-
richtlichen Auseinandersetzung wird die Nichtigkeit nicht mit der Anfech-
tungsklage geltend gemacht, sondern mit einer Feststellungsklage, die auch 
nach Ablauf der Zweimonatsfrist grundsätzlich noch zulässig bleibt. Gegen ei-
ne verspätete Geltendmachung der Nichtigkeit kann allenfalls die Einrede des 
Rechtsmissbrauchs oder des fehlenden Feststellungsinteresses erhoben werden. 
Legitimiert ist grundsätzlich jedermann1:20, allerdings prozessual nur, wenn ein 
geuügendes Feststellungsinteresse vorliegt. Behördeu haben die Nichtigkeit so-
dann von Amtes wegen zu beachten 121 • 
III. Die Geschäftsführung 
1. Grundlagen 
Die GmbH nimmt, was die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 
anbelangt, unter den Körperschafteu eine Sonderstellung ein. Anstelle der bei 
Körperschaften typischen Drittorganschaft sieht das Recht der GmbH grund-
sätzlich Selbstorganschaft vor: Gemäss Art. 809 Abs. 1 OR üben die Gesell-
schafter, mangels einer abweichenden Bestimmung in den Statuten, die Ge-
schäftsführung gemeinsam aus. Die Befugnis zur Geschäftsführung steht den 
Gesellschaftern grundsätzlich ohne Wahl durch die Gesellschafterversammlung 
zu. Dieses Modell der Selbstorganschaft wurde also auch im neuen Recht bei-
behalten. Es führt dazu, dass die GmbH auch im neuen Recht in Bezug auf ihre 
Geschäftsführung näher der Kollektivgesellschaft ist, als der Aktiengesell-
schaft, bei welcher die Drittorganschaft zwingend ist. 
Nebeu der gemeinsamen Geschäftsführung durch alle Gesellschafter sieht das 
Gesetz zwei weitere Modelle vor: Die Geschäftsführung wird von einem einzi-
gen oder einigen wenigen Gesellschaftern wahrgenommen, wobei die übrigen 
Gesellschafter als nicht geschäftsführende Gesellschafter zu behandeln sind; die 
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2. Inhalt der Geschäftsführung, Abgrenzungen 
a) Abgren.-ung zur Gesellschafterversammlung 
Die Kompetenzabgrenzung zwischen der Geschäftsführung und der Gesell-
schafterversammlung ergibt sich aus den der Gesellschafterversammlung ~e­
setzlich und statutarisch zugestandenen Kompetenzen; die Geschäftsführer smd 
für all jene Handlungen und Themen zuständig, die nicht nach Gesetz oder Sta-
tuten der Gesellschafterversammlung übertragen wurden122• 
b) Abgrenzung zu untergeordneten Entscheiden 
Nicht alle Entscheide innerhalb der Gesellschaft die nicht in den Kompetenzbe-
reich der Gesellschafterversammlung fallen, sind damit aber automatisch durch 
di Geschäftsführer als Geschäftsfübrungsentscheid zu fllllen. Es gibt vielmehr e~ Entscheidungsniveau unterhalb der Geschäftsführungsebene .. Die Fr~ge, 
welche Entscheide unterhalb dieser Geschäftsfübrungsebene anzusiedeln smd, 
ist beispielsweise dann von praktischer Bedeutung, wenn umstritten ist, ob. ein 
Geschäftsführer seine Kompetenzen dadurch überschritten hat, dass er emen 
Sachentscheid alleine fällte, statt das für Geschäftsfübrungsentscheide vorgese-
hene V erfahren zu beachten. 
Bei der Bestimmung solcher untergeordneter Entscheide darf der Wunsch nacll 
Flexibilität und einfachen Entscheidungswegen keine übergeordnete Rolle spi~­
len· wollen die Gesellschafter derartige Erleichterungen schaffen, müssen sie 
sta~tarisch vorgesehen werden, beispielsweise durch die Delegation von Ge-
schäftsführungsbefugnissen an einzelne Gesellschafter. 
Echte untergeordnete Entscheide, die auch ohne statutarische Vorkehrnngen 
nicht als Geschäftsführungsentscheide gelten können, sind daher nur Entschei-
de die sich inhaltlich auf einen Geschä;ftsfübrungsentscheid abstützen, zum 
B:ispiel indem sie diesen vollziehen123• 
c) Dringende Entscheide 
Eine Ausnahme ergibt sich gestützt auf Art. 419 ff. OR: War die Geschäftsfüh-
run& im Gesellschaftsinteresse dringlich geboten und liess sich das Verfahren 




Art. 810 Abs. 1 OR. 
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alleine entscheiden. Sein Entscheid ist aber nicht endgilltig; sobald die Ge-
schäftsführer wieder entscheiden können, mnss deren Beschluss nachgeholt 
werden. Dabei sind die Geschäftsführer allenfalls faktisch an den dringenden 
Entscheid-ihres Kollegen gebunden124, nicht aber rechtlich; sie können ihn zu-
rücknehmen oder einen gegenteiligen Entscheid fallen. 
d) Aufgaben der Geschäftsführung 
Art. 810 Abs. 1 OR statuiert eine allgemeine Kompetenzvermutung zu Gunsten 
der Geschäftsführung: Die Geschäftsführer sind zuständig in allen Angelegen-
heiten, die nicht nach Gesetz oder Statuten der Gesellschafterversammlung zu-
gewiesen sind. Art. 810 Abs. 2 OR listet sodano verschiedene unübertragbare 
und unentziehbare Aufgaben anf: Die Geschäftsführer sind zuständig für die 
Oberleitung der Gesellschaft und die Erteilung der nötigen Weisungen; die 
Festlegung der Organisation; die Ausgestaltung des Rechnungswesens und der 
Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung; die Aufsicht über die Personen, de-
nen ein Teil der Geschäftsführung übertragen ist; die Erstellung des Geschäfts-
berichts; die Vorbereitung der Gesellschafterversammlung sowie die Ausfüh-
rung der Beschlüsse der Gesellschafterversammlung; sowie die Benachrichti-
gung des Richters im Falle der Überschuldung. Neben diesen gesetzlichen 
Kompetenzen ergeben sich aus dem Gesetz weitere Kompetenzen der Ge-
schäftsführung, wie beispielsweise die Pflicht zur Anpassung der Statuten; 
Pflichten im Rahmen der Durchfübrung der Kapitalerhöhung; oder auch Pflich-
ten im Zusammenhang mit dem Abschluss eines Fusionsvertrages bzw. weite-
rer Rechtsgeschäfte nach dem Fusionsgesetz. 
Wie bereits erwähnt, können die Statuten gemäss Art. 8 ll OR vorsehen, dass 
die Geschäftsführer bestimmte Entscheide oder bestimmte Fragen der Gesell-
schafterversammlung zur Genehmigung vorlegen müssen bzw. können. 
3. Bestellung der Geschäftsführer 
a) Dispositive Regel: Selbstorganschaft 
Enthalten die Statuten keine abweichende Regel, üben die Gesellschafter die 
Geschäftsführung gemeinsam aus128• Die Befugnis zur Geschäftsführung steht 
124 
125 
Z.B. weil er sich im Aussenvcrhältois bereits ausgewirkt hat. 
Arl 809 Abs. 1 OR. 
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den Gesellschaftern ohne Wabl durch die Gesellschafterversammlung zu. Bei 
Selbstorganschaft ist eine Abberufung grundsätzlich nur mittels einer einstim-
migen Änderung der Statuten möglich. Dasselbe gilt für die Befugnis zur Ver-
tretung der Gesellschaft. Nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der 
Gesellschafter dem Richter beantragen, die Geschäftsführungs- und die V ertre-
tungsbefugnis zu entziehen oder zu beschränken126• 
Trotz Personalunion von Gesellschafterversammlung und Geschäftsführung ist 
auch im Rahmen der dispositiven Ordnung die Differenzierung zwischen Ge~ 
sellschafter- und Geschäftsführungsbeschluss wichtig, weil bei jenen grundsätz-
lich nach Grösse des Stammkapitalanteils abgestimmt wird, bei diesen nach 
Köpfen127 • 
b) Statutarisch begründbare Regel: Drittorganschaft; Wähl- und 
Abwählbarkeit 
Eine Wabl oder Abwahl von Geschäftsführern durch die Gesellschafterver-
sammlung ist nur möglich, wenn sie in den Statuten vorgesehen ist128 _ Anders 
als :im geltenden Recht129 ist eine Beendigung der Selbstorganschaft auch gegen 
den Willen einzelner Geschäftsführer möglich, wenn mit dem dafür vorgesehe-
nen Mehr durch Statutenänderung Drittorganschaft eingeführt wird. Wollen die 
Gründer der GmbH die spätere Einführung der Drittorganschaft ohne ihre Zu-
stimmung ausschliessen, können sie zu diesem Zweck für den Beschluss über 
die Einführung der Drittorganschaft Einstimmigkeit vorsehen. 
Mit der Möglichkeit, Geschäftsführer durch die Gesellschafterversammlung zu 
wählen, oder eben nicht zu wählen, gibt sich die Gesellschafterversammlung 
die Kompetenz, durch Gesellschafterbeschluss vom Grundsatz der Selbstorgan-
schaft abzuweichen und Gesellschafter von der Geschäftsführung auszuschlies-
sen. Wenn die Pflicht zur Geschäftsführung in den Statuten nicht ausdrücklich 
aufgehoben wurde, sind die gewählten Geschäftsführer zur Geschäftsführung 
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treten
1
'°; ist die Pflicht zur Geschäftsführung aufgehoben131, werden die Ge-
wählten durch Annahmeerklärung Geschäftsführer. 
c) c) Die Delegation der Geschäftsführung 
Gernäss Art. 776a Abs. 2 Ziff. 7 OR kann in den Statuten eine vom Gesetz ab-
weichende Regelung der Geschäftsführung und Vertretung vorgesehen werden. 
Die Statuten können namentlich die Befugnis zur Ernennung von Direktoren, 
Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten an die Geschäftsführung delegie-
ren und die Geschäftsführer zur Delegation bestimmter Aufgaben ermächtigen. 
Delegierbar sind all jene Aufgaben, die der Geschäftsführung gemäss Art. 810 
OR nicht als unübertragbare Aufgaben zugewiesen sind. Zulässig ist auch, für 
die Einzelheiten der vom Gesetz abweichenden Regelung auf ein von der Ge-
schäftsführung erlassenes Organisationsreglement zu verweisen 132• Schranke 
der Gestaltungsmöglichkeit bilden die unübertragbaren und unentziehbaren · 
Aufgaben der Geschäftsführer. Daraus ergibt sich auch, dass die Kompetenz 
zur Delegation von der Geschäftsführung in der Regel nicht weiter delegiert 
werden kann. · 
Die Geschäftsführung ist das .Exekutivorgan der GmbH. Der Geschäftsführer ist 
nicht Verwaltungsrat; er hat nicht eine Aufsichtsfunktion über die Geschäftslei-
tung, sondern ist selber für die Geschäftsführung verantwortlich. Bei der GmbH 
.kann lediglich innerhalb der Geschäftsführung eine „zweite Ebene", diejenige 
der den Geschäftsführern unterstellten Direktoren und Prokuristen, vorgesehen 
werden. Werden im Rahmen eines Organisationsreglements Aufgaben dele-
giert, die nicht in die zwingende Zuständigkeit der Geschäftsführer fallen, redu-
ziert sich die Verantwortlichkeit der Geschäftsführer in diesen Bereichen auf 
die korrekte Auswahl, Üben:vachung und Anweisung. 
d) Delegation der Geschäftsführung an eigene Gesellschafter 
FUr delegierte Geschäftsführer gilt die Regel, dass eine Einschränkung der Ge-
schäftsführungsbefugnis durch Einführung der Wähl- und Abwählbarkeit wenn 
nicht von Anfang an vorgesehen, nur mit der Zustimmung der betroffen~n Ge-
sellschafter und der Geschäftsführer, die diesen gleichgestellt sind, möglich ist. 
130 
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Ebenfalls nur unter diesen Voraussetzungen kann die Ausweitung der Ge-
schäftsführungsbefugnis auf alle Gesellschafter beschlossen werden, ·denn die 
Aufnahme zusätzlicher Geschäftsführer verwässert die Geschäftsführungsbe-
fugnis der bisherigen Geschäftsführer'". 
Zu beachten ist ferner, dass die interne Organisation an der Geschäftsfühnmgs-
befugnis grundsätzlich nichts ändert; jeder Geschäftsführer, auch der intern 
,,nicht zuständige" Geschäftsführer, kann durch seinen Widerspruch jederzeit 
einen formellen Geschäftsführungsentscheid herbeiführen134• Ergibt sich inner-
halb einer GmbH eine Aufgabenteilung stillschweigend durch gelebte Praxis, 
liegt nie eine echte Delegation von Geschäftsführungsbefugnissen vor, viel~ 
mehr iurmer nur eine interne Aufteilung im beschriebenen Sinn. 
e) Bestellung Dritter als Geschäftsführer 
Die Geschäftsführung der GmbH kann durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung auch an Personen delegiert werden, die nicht Gesellschafter sind135• 
Die Zustimmung der betroffenen Gesellschafter und der Geschäftsführer, die 
diesen gleichgestellt sind, benötigen solche Delegationen dann, wenn durch die 
Bestellung eines neuen Geschäftsführers die Position der bisherigen Geschäfts-
führer geschwächt wird, was namentlich dann der Fall ist, wenn dem neuen de-
legierten Geschäftsführer Stimmrechte eingeräumt werden. 
f) „Aufsichtsrat-Geschäftsführer" in der GmbH? 
Anders als im Aktienrecht sollen nur diejenigen Personen Geschäftsführer sein, 
die effektiv das Geschäft der GmbH leiten. 
Will innerhalb der Aktiengesellschaft eine Person die Geschäftsführung effi-
zient überwachen können und will sie sich das Recht sichern, im Notfall auch 
eingreifen zu können, dann muss sie das Verwaltungsratsamt anstreben; allein 
aufgrund ihrer Stellung als Aktionär kann sie dieses Ziel nicht erreichen. 
In der GmbH wählt diese Person einen anderen Weg: Wer lediglich die Ge-
schäfte überwachen, in die Verantwortung für das Tagesgeschäft aber nicht 
eingebunden sein will, wird in der GmbH in der Regel nicht Geschäftsführer, 
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gesetzliche1" und - w= nötig zusätzlich zu schaffende - statutarische Über-
wachungsrechte und Einflussmöglichkeiten, die denjenigen eines Verwaltungs-
rats einer Aktiengesellschaft, der sich auf Aufsichtsfunktionen beschränkt sehr 
nahe kommen137• ' 
g) Bestellbarkeit zum Geschäftsführer 
Mit der Frage der Bestellbarkeit zum Geschäftsführer hängt zusammen, dass 
die rechtsverbindliche Kommunikation sichergestellt und ein personeller An-
knüpfungspunkt in der Schweiz gewährleistet sein muss. 
Mindestens eine zur Vertretung der GmbH befugte Person muss Wohnsitz in 
der Schweiz haben. Dabei muss es sich nicht zwingend um einen Geschäfts-
führer handeln, es genügt beispielsweise ein Direktor. Verfügt keine in der 
Schweiz wohnhafte Person über eine Einzelzeichnungsberechtigung, kann das 
Wohnsitzerfordernis durch das Zusammenwirken mehrerer Personen erfüllt 
werden138• Nationalitätsvorscbriften für die Mitglieder der Verwaltung -wie bei 
der Aktiengesellschaft - fehlen. 
Geschäftsführer können - wie im Aktienrecht - grundsätzlich1" nur natürliche 
Personen sein. Sind juristische Personen Gesellschafter, werden nicht diese Ge-
schäftsführer, sondern die von ilmen bestimmten V ertreter140• Die Statuten kön-
~ nen vorsehen, dass für die Bezeichnung des Vertreters juristischer Personen die 
Zustimmung der Gesellschafterversammlung erforderlich ist141 • 
Hat die Gesellschaft mehrere Geschäftsführer, betraut sie einen Geschäftsführer 
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des Einsichtsrecht; dieses Recht kann auch beim Vorliegen einer Revisionsstclle statutarisch 
vorgesehen werden. 
HANDSCHIN, GmbH (FN 41), 89. 
Botschaft (FN 3), 3216. 
Vgl. hierzu nachfolgend Ziff. IV. 
Art. 809 Abs. 2 OR. 
Art. 776aAbs. 1Ziff.12 OR. 
Art. 809 Abs. 3 OR. 
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4. Pflichten der Geschäftsführer 
a) Pflicht zur Kompetenzwahrnehmung 
Der Geschäftsführer ist verpflichtet, seine Kompetenzen wahrzunehmen; er ist 
rnmdsätzlich zur Geschäftsführung und zur Vertretung der Gesellschaft be-~ 
rechtigt und verpflichtet. Die Statuten können eine abweichende Regelung tref-
fent43. 
b) Pflicht zur persönlichen Ausübung des Amts 
Der Geschäftsführer ist verpflichtet, sein Amt persönlich auszuüben; eine 
allfällige interne Aufgabenteilung entlastet ihn nicht; der Geschäftsführer muss 
auch in denjenigen Bereichen voll informiert sein, die intern einem anderen 
Geschäftsführer zugeordnet wurden144• 
Die Geschäftsführer dürfen Dritte als Hilfspersonen beiziehen, allerdings dür-
fen sie diesen keine Geschäftsführerbefugnisse zukommen lassen, weder for-
mell noch materiell. Letzteres kann vorliegen, wenn ein ganzer Tätigkeitsbe-
reich der Geschäftsführung an Dritte weitergegeben wird145 • 
c) Sorgfalts- und Treuepflicht 
Wie der Gesellschafter"' unterliegt erst recht auch der Geschäftsführer einer 
Treuepflicht147• Er ist bei seinen Entscheiden und seinem Handeln ausscbliess-
lich an das Gesellschaftsinteresse gebunden. Er hat seine Aufgabe mit aller 








Art. 809 Abs. 1 OR bzw. Art. 814 Abs. 2 OR. 
Gemäss der Rechtsprechung des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes ist jede~ Mitglied 
der Geschäftsführung verpflichtet, sich über wichtige Besc?J.üsse ausscrhal? des ibm :=uge-
wicsenen Ressorts zu informieren und bei Unregelmässigk:exten umgehend die erforderlichen 
Abklärungen zu treffen. Vgl. Entscheid des Eidgenössischen Versicherungsgericht H 337/00 
vom 7. Juni 2001. 
Z.B. Buchftlbrung; Dritte dürfen nur Hilfsperson sein und keine faktische Verannvortlichkcit 
übernehmen; weniger streng allerdings: WOHLMANN (FN 13), 112. 
Art. 803 OR. 
Art. 812 OR. 
Insbesondere auch bei sog. Übernahmeverschulden, wenn er seiner Aufgabe nicht gewachsen 
is~ WOHLMANN (FN 13), 112. 
Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
d) Insbesondere: Das Konkurrenzverbot des Geschäftsführers 
Ohne die schriftliche Zustimmung aller anderen Gesellschafter, darf der Ge-
schäftsführer der GmbH weder für eigene, noch für fremde Rechnung kon-
kurrenzierende Tätigkeiten ausüben. Während für die Gesellschafter nur dann 
ein Konkurrenzverbot besteht, wenn die Statuten dies vorsehen"', gilt für Ge-
schäftsführer sowie für Dritte, die mit der Geschäftsführung befasst sind, die 
·umgekehrte Regelung: Geschäftsführer unterstehen dem Konkurrenzverbot, es 
sei denn, alle übrigen Gesellschafter stimmen dieser Tätigkeit schriftlich zu 
oder die Statuten sehen eine abweichende Regelung vor150• 
Die Statuten können vorsehen, dass die Gesellschafterversammlung der kon-
kurrenzierenden Tätigkeit zustimmen muss. In diesem Fall hat der Geschäfts-
führer beim Beschluss betreffend die Zustimmung kein Stimmrecht"'. 
Die Vorschrift gilt für alle Geschäftsführer, unabhängig von ihrer Vertretungs-
befugnis1". Ob diese geschäftsführenden Gesellschafter ihr Amt aufgrund einer 
Wahl der Gesellschafterversammlung ausüben, oder direkt gestützt auf die Sta-
tuten, spielt keine Rolle'". Das Konkurrenzverbot gilt sodann nicht nur für Ge-
sellschafter, sondern auch für Dritte, die mit der Geschäftsführung befasst sind. 
Inhaltlich und räumlich154 gilt das Konkurrenzverbot für Tätigkeiten im Ge-
schäftsbereich der GmbH. Massgebend für seine Bestimmung ist die effektive 
Geschäftstätigkeit der Gesellschaft, was auch ernsthaft geplante, aber noch 
nicht umgesetzte Tätigkeiten der GmbH umfasst"'. Trotz des schweren Ein-
griffs des Konkurrenzverbotes in das wirtschaftliche Persönlichkeitsrecht des 
Betroffenen, scheint eine strenge Betrachtungsweise beim Konkurrenzverbot 









Art. 803 Abs. 2 OR. Botschaft (FN 3), 3214. 
Art. 812Abs. 3 OR. 
Art. 812 Abs. 3 OR i.V.m.. Art. 806aAbs. 3 OR. 
Vgl. AMsrorz :MARc, Kommentar zum schweizerischen Privatrecht, 2. Aufl., Basel 2002, 
Art. 818 N 6; VON STEIGER (FN 13), N 2 zu Art. 818 OR; a.M. JANGGENIBECKER (FN 106) 
N 1zuArt.818 OR. ' 
A.M. AMSTUTZ(FN 152),Art. SlSN 6. 
AMsTUTZ (FN 152), Art. 818 N 17. 
So auch VON STEIGER (FN 13), N 4 zu Art. 818 OR; a.M. A..\1STUTZ (FN 152), Art. 818 N 10. 
HANDSCHIN, GmbH (FN 41), 91. 
Dem geh."Ündigt werden kann, auch wenn die Konkurrenzverbotsverletzung nicht bewiesen 
oder eindeutig ist 
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geschäftsführenden Gesellschafter praktisch keine Möglichkeit, ihn seines Am-
tes zu entheben. Besonders problematisch wäre es, ernsthaft geplante Tätigkei-
ten vom Konkurrenzverbot aus=ehmen. Dies Wiirde dem Geschäftsführer er-
lauben, auf Kosten der GmbH gemachte Entwicklungen und Erfahrungen lau-
fend zu Gunsten ihrer (zukünftigen) Konkurrenz einzusetzen. 
V erboten ist das Tätigen von Geschäften, sowohl auf eigene, \Vie auch für 
fremde Rechnung; ebenso die Beteiligung an Unternehmen, die in diesen Be-
reichen tätig sind, als beschränkt oder als unbeschränkt haftender Gesellschaf-
ter. Der Gesellschafter, der sich in der genaunten Art an einer Gesellschaft be-
teiligt, kaun nicht geltend machen, dass er weder direkt, noch indirekt konkur-
renzierend tätig sei. 
Das Konkurrenzverbot wirkt bis zur Beendigung der Geschäftsführerstellung; 
es bleibt bestehen, auch wenn der betroffene Geschäftsführer zurücktreten will, 
denn der Geschäftsführer, der Gesellschafter ist, kaun - im Gegensatz zum 
Verwaltungsrat - grundsätzlich nicht frei zurücktreten. Das Amt als Geschäfts-
führer endet erst, wenn die Gesellschafter den Geschäftsführer entlassen158. 
Der V erstoss gegen das Konkurrenzverbot ist ein wichtiger Grund, der den Ent-
zug der Geschäftsführnngsbefugnis159, in schweren Fällen auch den Ausschluss 
des Gesellschafters gestützt auf Art. 823 Abs. 1 OR rechtfertigt. Denkbar sind 
auch statutarische Sanktionen, zum Beispiel Konventionalstrafen. In jedem Fall 
kaun der fehlbare Geschäftsführer zur Leistung von Schadenersatz oder zur Un-
terlassung verurteilt werden. 
e) Die Benachrichtigung des Richters 
Zu den Pflichten bei Verirrst des Staunnkapita!s äussert sich das GmbH-Recht 
nicht mit einer eigenen materiell-rechtlichen Bestimmung, sondern in Art. 820 
OR mit einem Verweis auf die Bestimmungen des Aldienrechts, welche ent-
sprechend anwendbar sind. 
j) Pflichten des Vorsitzenden 
Hat die Gesellschaft mehrere Geschäftsführer, muss die Gesellschafterver-





VONSTEIGER(FN 13), N25 zu Art. 811 OR. 
Art. 814 OR i.V.m. Art. 565 OR. 
Art. 809 Abs. 3 OR. 
Gesellschafuanteile und Gesellschafterversammlung 
die Einberufung und Leitung der Gesellschafterversammlung, für Bekauntma-
ch~gen gegenüber den Gesellschaftern und die Sicherstellung der Anmeldung 
beun Handelsregister zuständig1' 1. Die Aufgaben des Vorsitzenden können so-
daun in Anlehnung an das Aktienrecht wie folgt umschrieben werden: Der Vor-
sitzende hat die Sitzungen der Geschäftsführnng einzuberufen und zu leiten; er 
nimmt Informationsbegehren entgegen; er nimmt administrative Aufaaben 
0 
wahr; er repräsentiert die Verwaltung der Gesellschaft nach innen und nach 
aussen; in dringenden Fällen erteilt er im Namen der Geschäftsführung .Anwei-
sungen und trifft Massnalnnen; der Vorsitzende hat den Stichentscheid162. 
5. Rechte der Geschäftsführer 
a) Entschädigung der Geschäfisjilhrer 
Die Mitglieder der Geschäftsführer haben ein Recht auf angemessene Vergü-
tung ihrer Tätigkeit. Die Vergütung kaun in Form eines Honorars und einer 
Gewinnbeteiligung (Tantieme) erfolgen. 
Eine Gewinnbeteiligung der Mitglieder der Geschäftsführnng bedarf einer sta-
tutarischen Grundlage und darf aussch!iesslich aus dem Bilanzgewinn erfolgen. 
Legen die Statuten die Höhe der Gewinnbeteiligung fest, begründet dies auf 
Seiten des Mitglieds der Geschäftsführnng einen vertraglichen Anspruch d.;, 
mit einer Leistungsklage geltend gemacht werden kann163. ' 
Das Honorar der Mitglieder der Geschäftsführnng kann fest oder erfolgsabhän-
gig vereinbart werden. In der Regel wird in den Statuten das Recht auf eine an-
gemessene Entschädigung und deren Festlegung durch die Gesellschafterver-
sammlung164 verankert. Die Bemessung des Honorars richtet sich nach dem 
Umfang der geleisteten Arbeit, dem Erfolg der Geschäftsführnng, der Komple-
xität des Mandates, dem Risiko der persönlichen Verantwortlichkeit sowie der 
finanziellen Lage des Unternebm.ens165. 
Zu beachten ist, dass übersetzte Entschädigungen an die Mitglieder der Ge-






Art. 810 Abs. 3 OR. 
Zum Aktienrecht vgl. FORSTMOSERIMEIER-ffi\YQZ/NOBEL (FN 35), § 28 N 137 ff. 
BGE 75 II 153 E 2a. 
Art. 804 Abs. 2 Ziff. 6 OR. 
BGE 111 II 480 ff. 
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Rückerstattung steht der Gesellschaft zu, welche auf Leistung an die Gesell- . 
schaftklagen kann166. 
b) Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer 
Die Geschäftsführung und die Vertretung sind unterschiedlich geregelt. Wäh-
rend die Gesellschafter die Geschäftsführung grundsätzlich gemeinsam aus-
üben167, ist grundsätzlich jeder Geschäftsführer zur Vertretung der Gesellschaft 
berechtigt168. 
Art. 814 OR bestimmt als dispositive Regel, dass alle Geschäftsführer zur Ver-
tretung der Gesellschafter berechtigt sind. Statutarisch kann davon abgewichen 
werden. Die GmbH kann beispielsweise für Geschäftsführungsbeschlüsse Ein-
stimmigkeit fordern, im Aussenverhältnis aber jedem Geschäftsführer das Ein-
zelvertretungsrecht geben; sie kann auch, was in grÖsseren Gesellschaften üb~ 
lieh ist, Personen zur Vertretung gegenüber Dritten bestimmen, die im Innen-
verbältnis nicht Geschäftsführer sind; sie könnte sogar vorsehen, dass ein 
Geschäftsführer die GmbH gegenüber Dritten nicht vertreten kann. 
Die einem Geschäftsführer durch Gesetz oder Statuten übertragene V ertre-
tungsbefuguis ist grundsätzlich unwiderruflich. Basiert die Vertretungsbefuguis 
hingegen auf einem Gesellschaftsbeschluss, kann sie auch ohne wichtigen 
Grund durch Gesellschaftsbeschluss entzogen werden169 • 
Für den Schaden aus unerlaubten Handlungen, den eine zur Geschäftsführung 
oder zur Vertretung befugte Person in Ausübtmg ihrer geschäftlichen V errich~ 
tungen begeht, haftet die Gesellschaft''°. 
c) Informationsrechte in der Geschäftsführung 
Die :Mitglieder der Geschäftsführung haben Anspruch auf Auskunft über alle 
Angelegenheiten der Gesellschaft. Der V ersitzende ist beispielsweise nicht be-
fugt, einzelne :Minderheitsvertreter in der Geschäftsführung von bestimmten 







Art. 800 OR i.V.m. Art. 678 OR. 
Art. 809 OR. 
Art. 814 OR. 
BGE 81 II 545 f. 
Art. 817 OR. 
Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
der Geschäftsführung nicht nur befugt sind, sich über den Stand der Dinge zu 
erkundigen, sondern hierzu auch verpflichtet sind. 
Auskunftspflichtig sind alle Mitglieder der Geschäftsführung sowie die mit der 
Geschäftsführung betrauten Personen171 • Der Vorsitzende der Geschäftsführuna 
nimmt die Anfragen entgegen und leitet sie an das mit dem entsprechend~ 
Sachbereich befasste :Mitglied der Geschäftsführung weiter. Der Vorsitzende 
sorgt für die rechtzeitige und zweckm.ässige Erteilung der Information an die 
:Mitglieder der Geschäftsführung. Um allfülligen Konflikten innerhalb der Ge-
schäftsführung vorzubeugen, empfiehlt es sich, das Informationsrecht im Rah-
men eines Organisationsreglements zu regeln und eine institutionalisierte Be-
richterstattung vorzusehen172. 
Zu unterscheiden ist zwischen dem Informationsrecht innerhalb und ausserhalb 
der Sitzungen der Geschäftsführung. Innerhalb der Sitzungen sind die mit der 
Geschäftsführung betrauten Personen grundsätzlich uneingeschränkt zur Aus-
kunft verpflichtet. Ausserhalb der Sitzungen geht das Informationsrecht weni-
ger weit: Das :Mitglied der Geschäftsführung ist berechtigt, Auskunft über den 
Geschäftsgang zu verlangen. Nicht zum Geschäftgang gehören Einzelheiten 
über bestimmte Sachverhalte oder auch spezifische Informationen über weiter 
zurückliegende Vorgänge173• 
Der grundsätzliche Informatiousanspruch in der Geschäftsführun a unterlieo:t 0 0 
sodann folgenden Bedingungen: Die Information muss dem :Mitglied der Ge-
schäftsführung dazu dienen, seine gesetzliche Aufgabe erfüllen zu können; das 
Informationsbegehren muss hinsichtlich dem Zeitpunkt174 und dem Umfang der 
Anfrage verhältnismässig sein; das Informationsbegehren darf nicht rechts-
missbräuchlich sein; Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnisse können bei kon-
kreter Gefahr der Informationsweitergabe eine Verweigerung der Information 




Art 802 OR; analog Art. 715a OR 
Zum Aktienrecht vgl. BöCKLI, Aktienrecht (FN 85), § 13 N 188. 
Zum Aktienrecht vgl. BöCKLI, Aktienrecht (FN 85), § 13 N 198 ff. Beachte: Die Informa-
tionsrechte der G~chäftsfübrer dienen dazu, dem Geschäftsführer die Erfüllung seiner Auf-
gaben zu ermöglichen. Dem aus der Geschäftsführung ausgeschiedenen Mitglied der Ge-
schäftsführung stehen auf der Ebene Geschäftsfilbrung grundsätzlich keine Einsichtsrechte 
mehr zu, Vgl. Entscheid des Bundesgerichts 4C.9/2003 vom 4. April 2003 sowie Entscheid 
des Bundesgerichts 4C. 7/2003 vom 26. Mai 2003. 
Vgl. Hierzu auch Entscheid des Bundesgerichts 4C. 7/2003 vom 26. Mai 2003. 
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lieh ist; das Informationsbegehren ist im Falle eines Interessenkonflikts zurück-
zuweisen175. 
Die Mitglieder der Geschäftsfübrung haben einen Anspruch auf eine umfassen-
de vorgängige Information über die Traktanden der Sitzung der Geschäftsfüh~ 
rung. Die Ausgangslage, die Handlungsmöglichkeiten sowie deren Auswirkun-
gen sind darzulegen und es ist eine Empfehlung abzugeben. Die Abgabe dieser 
Informationen im Verlauf der Sitzung genügt den Anforderungen an eine 
zweckmässige Entscheidvorbereitung nicht. Die Informationen müssen den 
Mitgliedern der Geschäftsfübrung vor der Sitzung zugestellt werden. Sofern die 
Pflicht zur Wahrung der Geschäftsgeheimnisse dies verlangt, kann auf die Ab-
gabe von Akten verzichtet werden bzw. die Pflicht zur Rückgabe von spezifi-
schen Akten angeordnet werden176. 
Lehnt der V ersitzende der Geschäftsfübrung ein Gesuch um Auskunft ab, kann 
das Begehren der Gesamtgeschäftsfübrung vorgelegt werden, welche entgültig 
entscheidet. Gegen den Entscheid der Gesamtgeschäftsfiibrung gibt es keinen 
Instanzenzug177 . 
6. Beschlussfassung; Anfechtbarkeit und Nichtigkeit 
a) Entscheidfindung und Beschlussfassung 
Die Organisation der Geschäftsführung wird mit V erteil ID einem Organisati ~ 
onsreglement festgelegt. In der Regel erfolgt die Einberufung der Sitzungen der 
Geschäftsführer durch den V ersitzenden. Jedes Mitglied der Geschäftsfiibrung 
ist aber befugt, die Durchfübrung einer Sitzung der Geschäftsfübrung zu ver-
langen. Die Form der Einberufung ist frei; die Frist zur Einberufung richtet sich 
nach Treu und Glauben. 
Geschäftsfübrungsentscheide sind gemeinsame Entscheide aller Geschäftsfüh-
rer, mehrheitlich oder einstimmig je nach statutarischer Regel. Ist in den Statu-
ten nichts geregelt, entscheiden die Geschäftsführer mehrheitlich nach Köp-
fen178, nicht nach Stammkapital. Diese Differenzierung ist illsbesondere dort 






Zum Aktienrecht vgl. BöCKLI, Aktienrecht (FN 85), § 13 N 169 ff. 
Zum Aktienrecht vgl. BöCKLI, Aktienrecht (FN 85), § 13 N 215 ff. 
Scmjud 2000, 437; zum Aktienrecht vgl. BöCKLI, Aktienrecht (FN 85), § 13 N 222. 
Art. 809 Abs. 4 OR. 
Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
Werden die Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, 
entScheidet nicht die Anzahl der anwesenden Geschäftsführer, sondern die Zahl 
der stimmenden Geschäftsführer. Der Vorsitzende der Geschäftsfübrung hat 
den Stichentscheid179• Die Statuten können eine abweichende Regelung vorse-
hen''°. Beispielsweise können Präsenz- und Beschlussfassungsquoren festgelegt 
oder es kann auf den Stichentscheid verzichtet werden181 • 
Die Vertretung eines Geschäftsführers ist analog zum Aktienrecht nicht mög-
lich. Zulässig ist allerdings die Beschlussfassung auf dem Zirkulationsweg, so-
fern diese Möglichkeit in den Statuten vorgesehen ist182• 
b) Anfechtbarkeit und Nichtigkeit 
Beschlüsse der Geschäftsfübrung können - anders als die Beschlüsse der Ge-
sellschafterversammlung - nicht beim Richter angefochten werden. Beschlüsse 
der Geschäftsfübrung können hingegen nichtig sein, was mittels einer Feststel-
lungsklage geltend gemacht werden kann. Die Regeln über die Nichtigkeit von 
Beschlüssen der Generalversammlung der Aktiengesellschaft sind analog für 
die Beschlüsse der Geschäftsführung anzuwenden183 . 
7. Ende der Geschäftsführung 
a) Rücktritt 
Alle Gesellschafter üben die Geschäftsfübrung gemeinsam aus. Der Gesell-
schafter ist grundsätzlich zur Geschäftsfübrung berechtigt und verpflichtet. Ge-
sellschafter können, wenn die Statuten keine abweichenden Regeln enthalten, 
nicht einseitig von ihrem Geschäftsführungsamt zurücktreten184; die Geschäfts-
fübrung ist auch eine Pflicht'". Geschäftsführer, denen der Austritt verweigert 








Art. 809 Abs. 4 OR. 
Art. 809 Abs. 4 OR. 
Botschaft (FN 3), 3212. 
Art 776aAbs. 2Ziff. 5 OR.. 
Art. 816 OR. 
VON STEIGER (FN 13), N25 zu Art. 811 OR; WATTER (FN 129),Art. 811 N 4. 
WAITER(FN 129), Art. 811 N3. 
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Weichen die Statuten vom Grundsatz der Selbstorganschaft ab und werden die 
Geschäftsführer von der Gesellschafterversammlung gewählt, können die Ge-
schäftsführer einseitig von ilirem A.mt zurücktreten. 
b) Entzug der Geschäftsfohrung 
Die Gesellschafterversammlung kann die von ihr gewählten Geschäftsführer 
- unabhängig davon, ob es sich um Gesellschafter oder Dritte handelt - jeder-
zeit abberufen'"· Steht hingegen den Gesellschaftern das Recht zur Geschäfts-
führung unabhängig von der Wahl durch die Gesellschafterversammlung zu187, 
ist eine Abwahl nur mittels efiler Neuregelung der Geschäftsführung ID. den Sta-
tuten möglich 188• 
Immerhin kann gemäss Art. 815 Abs. 2 OR jeder Gesellschafter bei Vorliegen 
wichtiger Gründe vom Richter verlangen, einem Geschäftsführer die Geschäfts-
führungs- und die Vertretungsbefugnis zu entziehen oder zu beschränken. Als 
wichtige Gründe nennt das Gesetz grobe Pflichtverletzungen und den Verlust 
der Fähigkeit zur guten Geschäftsführung. Die Aufzählung ist nicht abschlies-
send. 
Direktoren, Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten kann die Vertretungs-
befugnis jederzeit von den Geschäftsführern entzogen werden189• Die Voraus-
setzungen zur Entziehung der Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis sind 
zwingend. Die Voraussetzungen dürfen in den Statuten nicht erschwert wer-
den190. 
IV. Die GmbH als Tochtergesellschaft im Konzern 
1. Grundlagen 
Konzerne sind von grosser praktischer Bedeutung. Der grösste Teil der wirt-
schaftlich bedeutenden Aktiengesellschaften in der Schweiz sind als Tochter-







Art. 815 Abs. 1 OR. 
Art. 809 OR. 
Botschaft (FN 3), 3216 f. Vgl. so auch BGE 81 II 545 f. 
Art. 815 Abs. 3 OR. 
Botschaft (FN 3), 3217. 
Gesellschaftsanteile und Gesellschafterversammlung 
verbunden"'· Im volkstümlichen Verständnis verbinden wir den Konzern mit 
etwas Grossern, die GmbH mit etwas Kleinem. Die Thematisierung der GmbH 
im Zusannnenhang mit dem Konzern erscheint daher als Widerspruch. 
Der Begtiff des Konzerns fand erstmals mit der Revision des Aktienrechts Ein-
gang in das Gesetz. Art. 663e OR bestimmt: „Fasst die Gesellschaft durch 
Stimmenmehrheit oder auf andere Weise eine oder mehrere Gesellschaften un-
ter einheitlicher Lei'tung zusammen (Konzern), so erstellt sie eine konsolidierte 
Jahresrechnung (Konzernrechnung). " 
Der Konzern definiert sich als mehrere Gesellschaften Guristische Vielfalt) 
unter einer einheitlichen Leitung (durch die Mutter), so dass eine wirtschaft-
liche Einheit entsteht"'. In dieser Kombination von juristischer Vielfalt und 
wirtschaftlicher Einheit liegt das „Konzern-Paradoxon ": Die Tochtergesell-
schaften sind rechtlich selbstständig, aber wirtschaftlich in die Einheit des Kon-
zerns eingebunden193 • Die Tochtergesellschaften stehen unter der einheitlichen 
Leitung der Muttergesellschaft194• 
Die meisten Konzerne sind faktische Konzerne, bei denen der Zusannnenhalt 
der Gesellschaften durch die Ausübung des Stimmrechts und die Entsenduna 
0 
von Vertrauenspersonen in die Organe gewährleistet wird. Vertragliche Ver-
pflichtungen innerhalb des Konzerns sind selten. Über die Entsendung von Ver-
trauenspersonen in die Organe wird eine einheitliche Leitung im Rahmen eines 
strukturierten Gebildes, dem Konzern, sichergestellt195. 
Die Struktur und die Organisation des Konzerns lässt sich an die verschiedenen 
Bedür:fuisse anpassen. Der Konzern erlaubt die Kombination einer straffen 
zentral ausgerichteten Gesamtleitung mit weitgehenden Gestaltungs- und um'. 







~SCHIN LUKAS, Der Konzern im geltenden schweizerischen Privatrecht, Zürich 1994 
(~t ~SCHIN, Kon::~ 6). Nach FORSThfOSER/1vfm:R-I-lAYOZ/NöBEL (FN 35), § 60 N 4 
wird die Y erbund:m11ett im Konzern bei Publikumsgesellschaften mehr und mehr zur Regel, 
anders bei den kleinen, personenbezogenen .Aktiengesellschaften. 
Zum Konzernbegriff: FORSTh10SER/MErER-HAYOZ!NOBEL (FN 35), § 60 N 8; HA....'iDSCHCN, 
Konzern (FN 191), 21, 30; DRUEYNOGEL, Das Schweizerische Konzernrecht in der Praxis 
der Gerichte, Zilrich 1999, 5 f.; VON BÜREN ROLAND, Der Konzern, Schweizerisches Privat-
recht, Bd. VITI/6, Basel/Frankfurt 1997, 15. 
llANDSCHIN, Konzern (FN 191), 56. 
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möglich! darüber hinaus, Unteruehmenseinheiten mit eigener juristischer Per-
sönlichkeit, Sonderv=ögen und Organen zu schaffen und damit die Haftung 
auf bestimmte Geschäftseinheiten zu beschränken. Im internationalen V erhält-
nis sind Konzerustrukturen sodann aus steuerlichen Gründen interessant. 
2. Die Leitung des Konzerns 
Der Konzern verfügt über eine einheitliche Leitung, eine einheitliche Willens-
bildung und eine einheitliche Organisation. Die Konzernleitung legt die Strate-
gie und die daraus abgeleiteten Vorgehensweisen fest. Die Konzernleitung legt 
insbesondere Umsatz- und Ertragsziele sowie auch die Marktstrategie fest. Die 
Finanzkontrolle und die Finanzplanung sowie ganz generell die Oberaufsicht 
über die Gruppe obliegt der Konzernleitung. Dabei ist zu beachten, dass die in 
Art. 716a OR bzw. Art. 810 OR als grundsätzlich nicht delegierbare Aufgaben 
definierten Geschäftsbereiche auch für die Konzernführungsorganisation ver-
bindlich sind. 
Als Führungsinstrument der Konzernleitung dient in erster Linie die Stimmen-
mehrheit und damit die Ausübung der Stimmenmacht in den Konzerugesell-
schaften, teilweise auch Verträge zwischen der Obergesellschaft und der Unter-
gesellschaft sowie insbesondere Konzernweisungen. Im Rahmen von Kon-
zernweisungen werden Verhaltensrichtlinien im Konzern festgelegt197• 
3. Der Konzern im Ak1:ienrecht 
Das Auseinanderklaffen von rechtlicher Selbständigkeit und wirtschaftlicher 
Abhängigkeit steht in einem scheinbaren Widerspruch zu zwingenden Normen 
des Aktienrechts, gemäss denen der Verwaltungsrat zwingend oberstes Ge-
schäftsführungsorgan der Aktiengesellschaft ist198• Die Geschäftsführungskom-
petenz in der Aktiengesellschaft obliegt ausschliesslich dem Verwaltungsrat199• 
Art. 716a OR geht von einer konzem:freien, nicht einer einheitlichen Leitung 
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Die im Konzeru eingebundene Tochtergesellschaft verfügt oft nur über eine 
einzige Gesellschafterin, die Muttergesellschaft, welche sämtliche Aktien der 
Tochter hält. Dies hat zur Folge, dass die Generalversammlung des Tochterun-
teruehmens faktisch von der Muttergesellschaft bestimmt wird und die Mutter-
gesellschaft - faktisch - zum Organ der Tochtergesellschaft wird. Der von der 
Muttergesellschaft beherrschten Generalversammlung der Tochtergesellschaft, 
stehen rechtlich keinerlei Geschäftsführungskompetenzen zu; faktisch aber be-
stimmt sie durch die einheitliche Leitung die Geschicke der Tochtergesell-
schaft. Die vollständige Unterwerfung der Tochtergesellschaft unter die einheit-
liche Leitung der Muttergesellschaft, d.h. unter die Generalversammlung, führt 
unweigerlich zu einem unlösbaren Konflikt2°1• 
Die Personalunion von Gesellschafter und Verwaltungsrat in der Tochtergesell-
schaft ist im Aktienrecht nur bedingt möglich. Gemäss Art. 707 Abs. 3 OR 
kann der Alleinaktionär'02 der Tochtergesellschaft nur dann die Stelle eines 
Verwaltungsrats bekleiden, wenn er eine natürliche Person ist'03 • Ist der Allein-
aktionär eine juristische Person, ist eine Selbstorganschaft ausgeschlossen204• 
Die Praxis versucht, auf verschiedene Art und Weise mit dem Problem umzu-
gehen. So befolgen die Verwaltungsräte der Tochtergesellschaft im Rahmen 
eines „autonomen Nachvollzuges" die Weisungen der Muttergesellschaft. Im 
Rahmen dieses autonomen Nachvollzuges überprüft der Verwaltungsrat ledig-
lich, ob die Weisungen der Muttergesellschaft im Einklang mit den Bestim-
mungen des Aktienrechts stehen, insbesondere mit den Normen über das Ver-
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Tochtergesellschaft im Gegenzug Schadloshaltung im Falle einer persönlichen 
Inanspruchnahme zugesichert'°'. 
Die Synchronisierung zwischen den Interessen der Muttergesellschaft und den 
Interessen der Tochtergesellschaft kann sodann auch dadurch erreicht werden, 
dass der Zweck der Tochtergesellschaft auf die Verfolgung des Konzerninteres-
ses ausgerichtet wird207• Eine absolute Abhängigkeit der Tochter- von der Mut-
tergesellschaft wird dadurch jedoch nicht erreicht, zumal der Gesellschafts-
zweck mehr oder weniger weit ausgelegt werden kann und die zwingenden Be-
stimmungen des Gläubigerschutzes, insbesondere, was Ausschüttungen an die 
Muttergesellschaft anbelangt, beachtet werden müssen. 
Durch eine vollständige oder teilweise Personalunion der Mitglieder der Kon-
zernleitung und der Mitglieder des Verwaltungsrates der Tochtergesellschaft 
kann erreicht werden, dass Personen, die im Rahmen des Konzerns für die ope-
rative Führung zuständig sind, gleichzeitig als Verwaltungsräte der Tochterge-
sellschaften diese Entscheide in der Tochtergesellschaften umsetzen können. 
Die Lösung ist praktisch sinnvoll, setzt aber eine gewisse räumliche Nähe zwi-
schen der Tochtergesellschaft und der Muttergesellschaft voraus, wobei auch in 
diesem Fall die formellen Grenzen der Konzernleitung beachtet werden müs-
sen. 
Die vorstehend aufgezeigten Lösungsversuche halten am gesetzlichen Modell 
der Oberleitung einer Gesellschaft durch den Verwaltungsrat formell fest, kön-
nen aber an den effektiven Machtverhältnissen im Konzern nichts ändern. Es 
verbleibt der Widerspruch zwischen der formellen Struktur und den materiellen 
Machtverhältnissen. De lege ferenda postuliert daher die Lehre den Erlass ge-
setzlicher Bestimmungen zum Konzernrecht. Die Anforderungen an eine solche 
gesetzliche Regelung weisen in zwei Richtungen: Zum einen soll es der Gene-
ralversammlung erlaubt sein, über einzelne Geschäftsführungsentscheide Be-
schluss zu fassen. Dadurch würde das Prinzip der Parität von Generalversamm-
lung und Verwaltungsrat aufgehoben. Im Konzern käme somit der General-
versammlung eine „Kompetenzkompetenz" zu, indem sie selber darüber 
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soll die Muttergesellschaft als formelles Organ der Tochtergesellschaft aner-
kannt werden. Der Muttergesellschaft korumt dabei die Stellung eines Doppel-
organs zu, indem ihr die Geschäftsführung der Tochtergesellschaft obliegt, und 
zwar im Rahmen ihrer Oberleitung über die Tochtergesellschaft'". 
4. Die GmbH als Konzemtocbtergesellschaft 
Es stellt sich die Frage, ob sich die GmbH als Organisationsform für Konzer-
tochtergesellschaften eignet, allenfalls sogar besser, eignet als die Aktiengesell-
schaft. Im Aussenverhältnis ist die GmbH gleichwertig zur Aktiengesellschaft. 
Die GmbH ist eine juristische Person für deren Verbindlichkeiten nur das Ge-
sellschaftsvermögen haftet. Eine weitergehende Haftung besteht nur bei ent-
sprechendem V erschu!den der Organe. 
Im Innenverhältnis ist die GmbH flexibler. Im Recht der GmbH ist das Pari-
tätsprinzip weniger stark ausgeprägt als im Aktienrecht. Zum einen versteht es 
sich von selbst, dass die Paritätstheorie von begrenzter Bedeutung bleibt, wenn 
zwischen der Gesellschafterversammlung und der Geschäftsführung personelle 
Identität besteht. Zum anderen gibt es im Recht der GmbH keine dem Art. 716a 
OR entsprechende Regelung, welche unübertragbare Befugnisse der Geschäfts-
führer bezeichnet. Wohl legt Art. 810 OR die Kompetenzen fest, schränkt diese 
Rege!ung in Art. 811 OR aber gleich wieder ein: Die Statuten können vorsehen, 
dass die Geschäftsführer der Gesellschafterversammlung bestimmte Entscheide 
zur Genehmigung vorlegen müssen bzw. einzelne Fragen zur Genehmigung 
vorlegen können209. 
Art. 81! Abs. 1 OR sieht zwar keine eigentliche Verschiebung der Zuständig-
keiten vor, bietet jedoch die Möglichkeit, der Gesellschafterversammlung eine 
obligatorische210 oder eine faknltative'11 Genehmigungskompetenz einzuräu-
rnen212. Dadurch wird der Gesellschafterversammlung letztlich die Kompetenz-
kompetenz eingeräumt. Das Recht der GmbH erlaubt, der Gesellschafterver-






Vgl. hierzu eingehend HA:NDSCEIN, Konzern (FN 191), 122; vgl. auch MEIER-HAYozl 
FORSTMOSER (FN 199), § 23 N 48 ff. 
Art. 811Abs.1Ziff.1undZiff.2 OR. 
Art. 811Abs.1Ziff.1 OR 
Art. 811Abs.1Ziff.2 OR. 
Botschaft (FN 3), 3213. 
119 
Lukas Handschin 
In den Statuten der Konzerntochtergesellschaft in der Form der GmbH kann 
festgehalten werden, dass die Geschäftsführer bestimmte Entscheide der Ge-
sellschafterversammlung (welche im Konzern durch die Muttergesellschaft 
verkörpert wird) vorlegen müsseu bzw. vorlegeu könneu. Formell würde da-
durch die rechtlich gültige Grundlage dafür geschaffen, dass sich die Mutterge-
sellschaft in die Geschäftsführung der Tochtergesellschaft verbindlich einmi-
schen und im Konzern die Oberleitung über Tochtergesellschaften ausüben 
kann. 
Art. 811 Abs. 2 OR stellt gleichzeitig klar, dass die Haftung der Geschäftsfüh-
rer gegenüber Dritten wegen Pflichtverletzung trotz einer Genehmigung der 
Gesellschafterversammlung bestehen bleibt. In dieser Bestimmung liegt ein 
sinnvolles Regulativ, welches sicherstellt, dass die formellen Organe der GmbH 
keine Weisungen der Konzernmuttergesellschaft umsetzen, die zur Schädigung 
der Tochtergesellschaft führen. Gesellschaftsintern konnnt die Genehmigung 
einem Entlastungsbeschluss gleich213• 
Diese strukturelle Legalisierung der Konzernleitung ist damit im GmbH-Recht 
möglich. Im Aktienrecht besteht diese Möglichkeit nicht. 
5. Die Muttergesellschaft als formelles Organ der 
Konzerntochtergesellschaft? 
Noch konsequenter 'iViirde die Konzerleitung legalisiert, wenn die Muttergesell-
schaft als formelles Organ der Tochtergesellschaft in der Form einer GmbH 
anerkannt werden würde. 
Grundsätzlich spricht nichts dagegen, dass eine juristische Person formelles 
Organ einer anderen juristischen Person sein kann: Einerseits ist anerkannt, 
dass nicht geschäftsführende Organe auch mit juristischen Personen besetzt 
werden können, man denke nur etwa an die Revisionsstelle. Andererseits kön-
nen juristische Personen als faktische Organe qualifiziert werden214• Schliess-
lich können juristische Personen in besonderen Situationen als Geschäftsführer 
eingesetzt werden, man denke an den Liquidator oder den Sachwalter einer Ak-
tiengesellschaft oder GmbH. 
Gemäss Art. 772 OR ist die GmbH eine personenbezogene Kapitalgesellschaft, 
an der eine oder mehrere Personen oder Handelsgesellschaften beteiligt sind. Es 
213 Botschaft (FN 3), 3213. 
214 HANDsamr, Konzcrn(FN 191), 319 f. 
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besteht die Möglichkeit, eine Einpersonen-GmbH zu gründen. Wenn nun die 
GmbH aus einer einzigen Gesellschafterin besteht, diese einzige Gesellschafte-
rin eine juristische Person ist und die Statuten dieser Einpersonen-GmbH nicht 
vom subsidiären gesetzlichen Prinzip der Selbstorganschaft abweichen, stellt 
sich die Frage, ob die juristische Person die Funktion der Geschäftsführerin 
wahrnehmen kann. 
Gemäss Art. 809 Abs. 2 OR können als Geschäftsführer nur natürliche Perso-
nen eingesetzt werden. Ist an der Gesellschaft eine juristische Person oder eine 
Handelsgesellschaft beteiligt, bezeichnet sie gegebenenfalls eine natürliche Per-
son, die diese Funktion an ihrer Stelle ausübt. Die Statuten können dafür die 
Zustimmung der Gesellschafterversammlung verlangen. 
Die Gesetzesbestimmung lässt unterschiedliche Interpretationen zu: (i) der Ge-
setzgeber wollte die Organschaft durch eine juristische Person ausschliessen; 
(ii) bei der in Selbstorganschaft geführten GmbH ist die juristische Person als 
Geschäftsführerin zulässig. 
Die erste Interpretation ist nahe liegend und stützt auf den Wortlaut von Satz 1 
ab. Als Geschäftsführer können nur natürliche Personen eingesetzt werden. 
Die zweite Interpretation stützt sich auf folgende Überlegung: Die Aussage, als 
Geschäftsführer können nur natürliche Personen eingesetzt werden, betrifft die 
GmbH, die nach dem Prinzip der Drittorganschaft geführt wird, bei der Ge-
schäftsführer „eingesetzt" werden. Bei der GmbH die nach dem Prinzip der 
Selbstorganschaft geführt wird, werden keine Geschäftsführer einaesetzt fola-b , b 
lieh ist die Bestimmung, dass nur natürliche Personen „eingesetzt'' werden 
können, auf in Selbstorganschaft organisierte GmbH i:ticht anwendbar. Die in 
Satz 2 und 3 dieser Bestimmung vorgesehene Bezeichnung einer natürlichen 
Person besagt nicht, dass bei Selbstorganschaft der Gesellschafter, der juristi-
sche Person ist, nicht Geschäftsführer ist, sondern verlangt lediglich, dass diese 
juristische Person eine natürliche Person bezeichnet, die sie vertritt. Um sicher-
zustellen, dass diese natürliche Person in die Geschäftsführung passt, können 
die Statuten die Zustimmung der Gesellschafterversammlung vorsehen. Obliga-
torisch ist diese Zustimmung aber nicht und beim Fehlen einer entsprechenden 
Statutenbestimmung kann die juristische Person als Gesellschafterin die von ihr 
eingesetzte natürliche Person beliebig einsetzen und ersetzen. Auch dadurch 
unterscheidet sich der gewählte Geschäftsführer (oder bei der Aktiengesell-
schaft: Verwaltungsrat) vom Vertreter der juristischen Person als Geschäftsfüh-
rerin in Selbstorganschaft. 
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Grundsätzliche Bedenken gegen die juristische Person als Geschäftsführerin 
einer GmbH gibt es nicht. Juristische Personen sind zu den gleichen Rechten 
fihig, wie natürliche Personen, es sei denn, dass die natürliche Persönlichkeit 
eine zwingende Voraussetzung für die Ausübung des fraglichen Rechtes dar-
stellt. Eine solche Voraussetzung ist bei der Geschäftsführung einer Gesell-
schaft nicht zu erkennen. Der persönliche Charakter des Geschäftsführungs-
mandates sowie die persönliche Haftung schliessen die Geschäftsführung durch 
eine juristische Person nicht grundsätzlich aus. Zu beachten ist, dass die GmbH 
anders als die Aktiengesellschaft vom Prinzip der Selbstorganschaft geprägt 
wird. Im Gegensatz zur Aktiengesellschaft besteht bei der GmbH grundsätzlich 
Identität zwischen Gesellschafter und Geschäftsführung, wie beispielsweise bei 
einfachen Gesellschaften, bei denen die Geschäftsführung durch juristische 
Personen keine Schwierigkeiten bereitet und in der Praxis auch verbreitet vor-
ko=t. 
Bei dieser Ausgangslage stellt sich die Frage, ob die Bedenken gegen eine ju-
ristische Person als Geschäftsführerin stark genug sind, um die dispositive Re-
gel der Selbstorganschaft zu durchbrechen. Das Prinzip der Selbstorganschaft 
ist nicht Selbstzweck, sondern stellt ein Organisationsmodell dar, das auf die 
Bedürfuisse einer kleinen Gesellschaft zugeschnitten ist. Die Selbstorganschaft 
vereinfacht formlose Entscheidfindungen. Eine solche Vereinfachung ist zuläs-
sig und unproblematisch, weil das Entscheidgrernium mit den Gesellschaftern 
identisch ist. Überschaubar sind die Verhältnisse aber nicht nur bei Kleinunter-
nehmen, sondern auch bei Tochtergesellschaften, die von einer einzigen Gesell-
schafterin, nämlich der Muttergesellschaft, beherrscht werden. 
Die in Selbstorganschaft geführte GmbH befindet sich näher bei der Personen-
gesellschaft als bei der Aktiengesellschaft. Auch nach neuem Recht bleibt die 
GmbH eine personenbezogene Kapitalgesellschaft. Das heisst, bei der Ausle-
gung sind nicht nur die aktienrechtlichen Besti=ungen, sondern auch die Be-
sti=ungen des Personengesellschaftsrechts massgebend. Ein Blick ins Recht 
der einfachen Gesellschaft zeigt, dass hier die Geschäftsführung durch juristi-
sche Personen unbestritten ist: Juristische Personen können nach einmütiger 
Auffassung in Lehre und Rechtsprechung Geschäftsführer einer einfachen Ge-
sellschaft sein. In diesem Zusammenhang sei auf die Arbeitsgemeinschaft und 
das Joint Venture verwiesen. 
Sprechen weder zwingende sachliche, noch rechtliche Gründe gegen die Zuläs-
sigkeit von juristischen Personen als Geschäftsführer, ist dies bei der in 
Selbstorganschaft geführten GmbH als zulässig zu erachten. Im Konzern führt 
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dies dazu, dass die Muttergesellschaft Geschäftsführerin der Tochtergesell-
schaft sein kann21'. 
Vgl. hierzu eingehend HANDSCHIN, Die GmbH als Tochter, 67 ff. 
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